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Gesdiäftsbereidi des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


!• Abgeordneter Ist die Mitteilung des Parlamentarischen 

Niegel Staatssekretär beim Bundeskanzler in der 

(CDU/CSU) Fragestunde des Deutschen Bundestages vom 

12. Juni 1974, die „Biographie" von Herrn 
Bölling sei dem Bundeskanzler vor der Ernen- 
nung Böllings zum Staatssekretär „bekannt" 
gewesen, so zu verstehen, daß dieser vor 
seiner Einstellung selbst auf seine frühere 
Tätigkeit in der SED und bei „Volk und Wis- 
sen" hingewiesen hat, und welche sicherheits- 
mäßigen Konsequenzen wurden gegebenen- 
falls daraufhin gezogen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Schlei 
vom 15. August 1974 

1. Herr Bölling ist Herrn Bundeskanzler Schmidt seit vielen 
Jahren bekannt, biographische Details sind dem Herrn Bun- 
deskanzler geläufig. 

2. Für Konsequenzen über die für Einstellungen vorgeschriebene 
Sicherheitsüberprüfung hinaus bestand kein Anlaß. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


2. Abgeordneter 
Dr. Jaeger 
(CDU/CSU) 


Was hat die Bundesregierung unternommen 
und was gedenkt sie weiterhin zu unterneh- 
men, um sicherzustellen, daß „Berlin" von den 
Machthabern der DDR und ihren Verbündeten 
nicht als „Hauptstadt der DDR" und „inte- 
graler Bestandteil des DDR-Territoriums" (vgl. 
am 24. Juni 1974 veröffentlichte Verbalnote 
der sowjetischen VN-Mission an den Gene- 
ralsekretär der Vereinten Nationen) gegen- 
über Drittländern hingestellt wird? 


Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 15. August 1974 

Die in den zwei Noten der Sowjetunion an den Generalsekre- 
tär der Vereinten Nationen vom 24. Juni 1974 aufgestellten 
Behauptungen berühren Fragen des Status von Berlin als Ganzes, 
für den die Vier Mächte verantwortlich sind. Die Bundesregie- 
rung hat deshalb unverzüglich Konsultationen mit den Drei 
Mächten aufgenommen. Sie hält bei der bestehenden Rechtslage 
imd zur Wahrung der Belange Berlins eine enge und sorgfältige 
Abstimmung mit den Drei Mächten für unumgänglich. Sie trägt 
dabei der Notwendigkeit Rechnung, die ihr von den Drei Mäch- 
ten übertragene und von ihr gerade auch innerhalb der Ver- 
einten Nationen wahrgenommene Vertretungsbefugnis bezüg- 
lich Berlins (West) keiner Beeinträchtigung auszusetzen. Die 
sowjetischen Behauptungen werden in Kürze von den Drei 
Mächten und der Bundesregierung zurückgewiesen .werden. 
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3. Abgeordneter 

Dr. Jaeger 
(CDU/CSU) 


Wird sich die Bundesregierung weiterhin dafür 
einsetzen, daß die drei Westmächte gegen die 
demonstrative Präsenz militärischer Verbände 
des SED-Regimes in Ost-Berlin Protest er- 
heben, und wie will sie dies mit der Tatsache 
vereinbaren, daß der Leiter der Ständigen Ver- 
tretung der Bundesrepublik Deutschland in 
Ost-Berlin persönlich eine „Ehrenformation" 
der NVA abgeschritten hat? 


Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 15. August 1974 

Die Drei Mächte haben von sich aus bis heute stets gegen Ver- 
letzungen des demilitarisierten Status von Groß-Berlin durch die 
DDR protestiert. Die Bundesregierung hat keinen Grund zu der 
Annahme, daß die Drei Mächte künftig eine andere Haltung 
einnehmen werden.^ Offenbar haben die britische und die fran- 
zösische Regierung keine Beeinträchtigung der alliierten Rechts- 
position darin gesehen, daß ihren Botschaftern bei der Über- 
reichung der Beglaubigungsschreiben militärische Ehren erwie- 
sen wurden. Der Leiter der Ständigen Vertretung der Bundes- 
republik Deutschland sah bei der späteren Überreichung seines 
Beglaubigungsschreibens daher keine Veranlassung, von dieser 
protokollarischen Praxis abzuweichen. 


4. Abgeordneter 
Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung für die 
Sowjetbürger deutscher Volkszugehörigkeit zu 
tun, wenn ihnen nur deswegen der Prozeß 
gemacht wird, weil sie gegen die Ablehnung 
ihrer Aussiedlungsanträge demonstriert haben 
und welche Schlußfolgerungen zieht die Bun- 
desregierung aus dem sowjetrussischen Ver- 
halten für Korb drei der KSZE, bevor die Kon- 
ferenz in ihre abschließende Phase eintritt? 


Antwort des Staatsministers Moersdi 
vom 8. August 1974 

Die Bundesregierung hat in den vergangenen Monaten mehrfach 
im Deutschen Bundestag zum ersten Teil Ihrer Anfrage Stellung 
genommen. Um Wiederholungen zu vermeiden, darf ich auf die 
entsprechenden Drucksachen, insbesondere auf den Stenogra- 
phischen Bericht der 107. Sitzung vom 12. Juni 1974, Frage 6, hin- 
weisen. Ich darf hinzufügen, daß das Ausreiseanliegen der Be- 
troffenen im Rahmen der gegebenen Möglichkeiten unterstützt 
wird; diese sind Ihnen bekannt. Das Deutsche Rote Kreuz hat 
ebenfalls Kenntnis von diesen Vorgängen und wird — dessen 
bin ich sicher — sein Bestes tun, um humanitäre Hilfe zu geben. 

Die Bundesregierung ist sich mit ihren Partnern und Verbünde- 
ten einig, daß die KSZE nicht zuletzt bei den humanitären Pro- 
blemen Erleichterungen bringen muß, wenn sie die Erwartungen 
der Menschen in Europa nicht enttäuschen will. Die Genfer 
Beratungen haben vor der Sommerpause bei den humanitären 
Fragen zu wichtigen Vorentscheidungen geführt. Das gilt beson- 
ders auch für die Familienzusammenführung und für die ange- 
strebten administrativen Erleichterungen bei Ausreisen. Die 
Bundesregierung wird, wie bisher auch, weiterhin aktiv für kon- 
krete Verbesserungen in diesem Bereich eintreten. 
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5. Abgeordneter Hat die Bundesrepublik Deutschland gegen- 
Dr. Czaja über deutschen Staatsangehörigen im Ausland 

(CDU/CSU) die Pflicht zum Schutz ihrer Menschen- und 

Grundrechte im Sinne des Grundgesetzes vor 
fremder Willkür — insbesondere auf der 
Grundlage des völkerrechtlichen Mindeststan- 
dards — auch dann, wenn sie seit Beginn des 
Jahres 1949 nicht mehr in der Bundesrepublik 
Deutschland wohnten (vgl. BVerfGE vom 31. 
Juli 1973? 


Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 12. August 1974 


Es ist die selbstverständliche Aufgabe der Auslandsvertretungen 
der Bundesrepublik Deutschland, im Rahmen des völkerrecht- 
lich Zulässigen darauf zu achten, daß deutsche Staatsangehörige 
im Ausland von den Behörden des jeweiligen Gastlandes nach 
dem völkerrechtlichen Mindeststandard für die Behandlung von 
Gebietsfremden und nach dem jeweils geltenden Menschenrechts- 
standard behandelt werden. 

Die Auslandsvertretungen der Bundesrepublik Deutschland ha- 
ben völkerrechtlich dagegen keine Möglichkeit, die Regierung 
des Gastlandes dazu zu veranlassen, daß deutsche Staatsange- 
hörige darüber hinaus im Ausland in den Genuß aller im Grund- 
gesetz vorgesehenen Grundrechte gelangen. 


6. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Welche Schritte wird die «Bundesregierung im 
Rahmen ihrer Schutzpflicht für Deutsche bei 
der Volksrepublik Polen unternehmen, um die 
Rechte jener Deutschen, die in der Bundes- 
republik Deutschland ihren Wohnsitz haben, 
auf ihr ziviles Eigentum, das rechtswidrig in 
ihrer Heimat konfisziert wurde, wieder zu ver- 
wirklichen? 


Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 9. August 1974 


Die Bundesregierung wird stets bemüht bleiben, die Rechte und 
Interessen aller Deutschen, die ihrem Schutz anvertraut sind, 
nach bestem Wissen und Gewissen im Rahmen der gegebenen 
rechtlichen und politischen Möglichkeiten ausländischen Staaten 
gegenüber zu vertreten. Sie ist insbesondere auch ihrer Ver- 
pflichtung gegenüber den Landsleuten eingedenk, deren Eigen- 
tum in Polen im Widerspruch zum Völkerrecht konfisziert wurde. 
Die Bundesregierung hält es jedoch weder für ihre Pflicht noch 
für politisch opportun, sich auf einzelne konkrete Schritte zu 
Gunsten eines bestimmten Personenkreises im voraus festzu- 
legen. Wie sie bei wiederholten Gelegenheiten ausführte, könnte 
der Gesamtkomplex der zwischen Deutschland und Polen schwe- 
benden Vermögensfragen letztlich erst in einem Friedensvertrag 
mit Gesamtdeutschland geregelt werden. 
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7, Abgeordneter Warum bezeichnen Bundes- und Landesbehör- 

Dr. Czaja den, darunter auch politische Vertreter des 

(CDU/CSU) Auswärtigen Amtes, in den Oder-Neiße-Ge- 

bieten verfolgte Deutsche, die ausreisen wol- 
len, im Gegensatz zu einem Interview des Aus- 
senministers Genscher, ständig als „deutsch- 
stämmige Polen", obwohl der Warschauer Ver- 
trag deren Entlassung aus der deutschen 
Staatsangehörigkeit nicht vorsah, obwohl fer- 
ner die Bundesregierung die Auffassung ver- 
tritt, daß sich deren Status als deutsche Staats- 
angehörige nicht geändert hat und daher die 
aus Artikel 16 und 116GG sich ergebende 
Schutzpflicht für diese Deutschen bejaht (Bun- 
destagsdruchsache VI/2056), andererseits aber 
die stetige Vermeidung des Hinweises auf 
deren deutsche Staatsangehörigkeit ihre dar- 
aus herzuleitende Rechtsposition erheblich ge- 
fährdet? 

Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 15. August 1974 

Leider vermag ich Ihrer Frage nicht zu entnehmen, auf welche 
konkreten Fälle Sie Ihre Beanstandungen beziehen. Generell 
möchte ich dazu jedoch folgendes sagen: es kann keine Rede 
davon sein, daß politische Vertreter des Auswärtigen Amts von 
Ausreisebewerbern ständig als „deutschstämmigen Polen" spre- 
chen. Ich habe zudem nicht feststellen können, daß Vertreter 
von Bundesbehörden sich in der von Ihnen dargelegten Weise 
äußern. Soweit es sich um Vertreter von Landesbehörden han- 
deln sollte, bitte ich um Ihr Verständnis dafür, daß ich mich zu 
derartigen Feststellungen nicht in der Lage sehe. 

Wenngleich ich nicht ausschließen möchte, daß dieser Ausdruck 
bei der Fülle der Äußerungen zu den Problemen dieses Perso- 
nenkreises gelegentlich gefallen sein mag, bin ich davon über- 
zeugt, daß dies im jeweiligen Zusammenhang nicht in der Absicht 
geschehen ist, einen Hinweis auf den Status der Betroffenen als 
deutsche Staatsangehörige oder als deutsche Volkszugehörige 
geflissentlich zu vermeiden. Eine Gefährdung der Rechtsposition 
der Betroffenen wäre schon deshalb nicht zu befürchten, weil 
die Bundesregierung gegenüber der polnischen Seite ihre Haltung 
in dieser Frage wiederholt klar und eindeutig zum Ausdruck 
gebracht hat. 

8. Abgeordneter Hat die Bundesregierung während des soge- 

Dr. Jobst nannten Zypern-Krieges an eine oder an beide 

(CDU/CSU) kriegführenden Parteien Geld oder Waffen, 

gegebenenfalls als Entwicklungshilfe, über die 
NATO oder die EG geliefert? 

Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 12. August 1974 

Die Bundesregierung hat während der Zypernkrise an keine der 
beiden kriegführenden Parteien Geld oder Waffen geliefert, 
weder als Entwicklungshilfe noch über NATO oder EG. Seit 
Beginn der Krise sind auch keine Ausfuhrgenehmigungen für 
Kriegswaffen erteilt worden. 
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9. Abgeordneter 
Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


Seit wann ist die Bundesregierung darüber 
informiert, daß die Zusage des polnischen 
Außenministers Olszowski, es könnten 1974 
50 000 Aussiedler ausreisen, nichtig ist und 
warum hat die Bundesregierung noch am 
12, Juni 1974 im Deutschen Bundestag an der 
Gültigkeit der polnischen Zusage ausdrücklich 
festgehalten, obwohl zu dieser Zeit die Bun- 
desregierung bereits über die neue Lage be- 
züglich der Aussiedlung unterrichtet gewesen 
ist, und was gedenkt die Bundesregierung nun 
zu tun? 


Antwort des Staatsministers Moersdi 
vom 13. August 1974 

Die Bundesregierung ist nicht darüber informiert, daß die Er- 
klärung des polnischen Außenministers vom Dezember 1973, die 
polnische Seite sei bereit, was zunächst das Jahr 1974 angehe, 
50 000 Personen die Ausreise zu genehmigen, nichtig ist. Sie 
vermag auch keine Gründe zu erkennen, weshalb sie diese 
Erklärung als nichtig ansehen sollte. 

Entgegen Ihrer Behauptung hat die Bundesregierung ausweislich 
des Stenographischen Berichts der 107. Sitzung des Deutschen 
Bundestages vom 12. Juni 1974 bei der Beantwortung Ihrer da- 
maligen Fragen nicht die Formulierung gebraucht, sie halte aus- 
drücklich an der Gültigkeit der polnischen Zusage fest. Ich be- 
nutze aber diese Gelegenheit, um festzustellen, daß die Bundes- 
regierung weiterhin von der Tatsache ausgeht, daß der polnische 
Außenminister diese Erklärung abgegeben hat. Zu einer anderen 
Haltung besteht kein Anlaß, auch wenn die Entwicklung bei den 
Ausreisen in den ersten sieben Monaten dieses Jahres nicht 
erwarten läßt, daß die vom polnischen Außenminister genannte 
Zahl von Personen in diesem Jahr die Genehmigung zur Aus- 
reise erhalten wird. 


10. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 

(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu (Stuttgarter Nach- 
richten 24. Juli 1974), wonach die italienische 
Regierung ihren fast hundert Lehrern in Ba- 
den-Württemberg seit Beginn dieses Jahres 
keine Dienstbezüge mehr ausgezahlt hat, und 
teilt die Bundesregierung die Befürchtung, daß 
bei einer Fortdauer dieses Zustandes die Ge- 
fahr besteht, daß zahlreiche in Baden-Würt- 
temberg lebende italienische Kinder keinen 
Unterricht mehr in ihrer Muttersprache er- 
halten? 


Antwort des Staatsministers Moerscii 
vom 7. August 1974 

Es trifft zu, daß die italienische Regierung ihren fast hundert 
Lehrern in Baden- Württemberg seit Anfang dieses Jahres keine 
Dienstbezüge mehr ausgezahlt hat. Wegen der Ferien besteht 
augenblicklich dadurch zwar keine Gefahr für den muttersprach- 
lichen Unterricht der Kinder italienischer Arbeitnehmer, jedoch 
sind spätere Streiks nicht ausgeschlossen, sollten die Dienstbe- 
züge nicht gezahlt werden. 
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Nach Auskunft des italienischen Generalkonsuls in Stuttgart 
gegenüber der Landesregierung sind die Gehälter zur Zahlung 
in Italien angewiesen; die Auszahlung habe wegen bürokrati- 
scher Hindernisse noch nicht stattgefunden. Das Generalkonsulat 
habe in eigener Initiative Maßnahmen zur Linderung von Not- 
fällen ergriffen. 

Das Kultusministerium von Baden-Württemberg betont, daß die 
vom Lande zur Verfügung gestellten Zuschüsse in Höhe von 
840 000 DM pünktlich ausgezahlt und die Zahlungen für das 
2. Quartal sogar vorgezogen worden seien, so daß die italieni- 
schen Lehrkräfte keinesfalls mittellos wären. Die Bezüge aus 
Landesmitteln betrügen pro Lehrkraft je nach Zahl der gegebe- 
nen Kurse zwischen 800 DM bis 1000 DM pro Monat. 


11. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, mit der italieni- 
schen Regierung so bald wie möglich Gesprä- 
che aufzunehmen mit dem Ziel, die gesetz- 
mäßige Besoldung der italienischen Lehrer in 
Baden- Württemberg sicherzustellen? 


Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 7. August 1974 

Die Bundesregierung beabsichtigt gegenwärtig nicht, mit der 
italienischen Regierung Gespräche über die Besoldung der ita- 
lienischen Lehrkräfte aufzunehmen, da die schulische Betreuung 
der Kinder ausländischer Arbeitnehmer nach dem Grundgesetz 
Sache der Länder ist und die baden-württembergischen Behörden 
mit den zuständigen italienischen Dienststellen in regelmäßigem 
Kontakt stehen. Dazu kommt, daß der muttersprachliche Unter- 
richt für Kinder ausländischer Arbeitnehmer in Baden- Württem- 
berg und einigen anderen Bundesländern nicht in die Schulauf- 
sicht der Länder einbezogen, sondern Sache des Entsendestaates 
ist und in dessen Verantwortung und Zuständigkeit liegt. Von 
Seiten des Bundeslandes wird lediglich ein freiwilliger Zuschuß 
zu diesem Unterricht geleistet. Die eigentliche Besoldung der 
Lehrkräfte ist im vorliegenden Falle mithin eine rein italienische 
Angelegenheit, 

Die deutsche schulische Versorgung der Kinder italienischer 
Arbeitnehmer in Baden- Württemberg ist keinesfalls gefährdet. 


12. Abgeordneter 
Dr. Hauser 
(Sasbach) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die tschechoslowakische Mili- 
tärmission in Berlin die Einreise in die CSSR 
verweigert, wenn die Antragsteller den un- 
veränderten Namen ihres Geburtsortes, z. B. 
Stettin, Königsberg oder Breslau angeben? 


Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 8. August 1974 

Es ist richtig, daß in einigen Einzelfällen tschechoslowakische 
Dienststellen zunächst darauf bestanden haben, daß deutsche 
Staatsangehörige mit Geburtsort in den ehemals deutschen Ost- 
gebieten in Anträgen auf Visumserteilung ihren Geburtsort mit 
der neuen polnischen oder russischen Benennung und als Ge- 
burtsland Polen oder Sowjetunion angeben. In allen derartigen, 
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dem Auswärtigen Amt zur Kenntnis gelangten Fällen, konnte 
jedoch durch unmittelbaren Kontakt mit den zuständigen tsche- 
choslowakischen Dienststellen Abhilfe geschaffen werden, so 
daß diese sich im Ergebnis bereit erklärt haben, die Sichtver- 
merksanträge mit den auch im deutschen Reisepaß der Antrag- 
steller yerzeichneten Angaben zur Person entgegenzunehmen. 


13. Abgeordneter Hat die Bundesregierung selbst oder über 
Reddemann Dritte durch Anregungen, Taten oder Unter- 

(CDU/CSU) lassungen versucht, die drei Westmächte oder 

mindestens eine der westlichen Regierungen 
zu bewegen, die Einrichtung des Umweltbun- 
desamtes in Berlin zu untersagen? 


Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 9. August 1974 

Nein 


14. Abgeordneter 
Reddemann 

(CDU/CSU) 


Stimmt die Bundesregierung der Ansicht zu, 
daß die Einrichtung des Bundesamtes verzö- 
gert werden müßte und erst nach einem Ge- 
spräch zwischen dem Bundeskanzler und dem 
sowjetischen Parteichef endgültig erfolgen 
sollte, oder gedenkt die Bundesregierung ent- 
sprechend dem in Kraft getretenen Gesetz die 
Einrichtung zügig vorzunehmen? 


Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 9. August 1974 

Das Umweltbundesamt hat am 25. Juli 1974 mit dem Tage des 
Inkrafttretens des Gesetzes über seine Errichtung die Arbeit in 
Berlin aufgenommen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


15. Abgeordneter 
Vogel 
(Ennepetal) 
(CDU/CSU) 


Treffen Meldungen zu, daß Spenden an die 
revolutionäre „Kommunistische Partei Deutsch- 
lands/Marxisten-Leninisten“ (KPD/ML) nach 
einer Entscheidung des Bundesfinanzministers 
steuerbegünstigt sind, und welche anderen 
politischen Organisationen mit verfassungs- 
feindlicher Zielsetzung genießen den gleichen 
Vorzug? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hiehle 
vom 9. August 1974 

Es trifft zu, daß die KPD/ML, Fraktion „Roter Morgen“, von 
1973 an bis auf weiteres als zum Empfang steuerbegünstigter 
Spenden berechtigt anzusehen ist. Dies beruht jedoch nicht auf 
einer Entscheidung des Bundesfinanzministers, sondern ergibt 
sich unmittelbar aus dem Gesetz. 
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Nach § 10 b Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes, der durch 
§ 34 des Parteiengesetzes eingeführt worden ist, sind Beiträge 
und Spenden an politische Parteien im Sinne des § 2 des Par- 
teiengesetzes bis zur Höhe von insgesamt 600 DM und im Falle 
der Zusammenveranlagung von Ehegatten bis zur Höhe von 
insgesamt 1200 DM im Kalenderjahr als Sonderausgaben abzugs- 
fähig. Körperschaften können ebenfalls 600 DM jährlich abziehen 
(§11 Ziff. 5 b des Körperschaftsteuergesetzes, der durch § 35 
des Parteiengesetzes entsprechend ergänzt worden ist). 

Nach § 2 des Parteiengesetzes vom 24. Juli 1967, das auf einer 
gemeinsamen Gesetzesinitiative aller Fraktionen des Deutschen 
Bundestages beruht, besitzt eine Vereinigung die Eigenschaft 
einer Partei, wenn sie die beiden Ziele verfolgt, 

a) auf die politische Willensbildung des Bundes oder eines 
Landes dauernd oder für längere Zeit Einfluß zu nehmen 
und 

b) an der parlamentarischen Vertretung des Volkes im Bundes- 
tag oder einem Landtag mitzuwirken. 

Die Parteieigenschaft hängt nach dem Gesetz nicht davon ab, 
daß die Vereinigung verfassungsmäßige Ziele verfolgt. Die 
Verfassungsmäßigkeit gehört nicht zu den konstitutiven Merk- 
malen einer Partei. 

Die KPD/ML, Fraktion „Roter Morgen", hat an der Bürgerschafts- 
wahl in Hamburg am 3. März 1974 teilgenommen. Sie erfüllt auch 
die übrigen Merkmale einer Partei im Sinne des § 2 des Par- 
teiengesetzes, so daß ihr steuerbegünstigte Spenden zugewen- 
det werden können, solange sie nicht für verfassungswidrig 
erklärt worden ist. 

Zum zweiten Teil Ihrer ersten Frage bemerke ich, daß alle poli- 
tischen Parteien steuerbegünstigt sind, solange sie nicht für 
verfassungswidrig erklärt worden sind. 


16. Abgeordneter 
Vogel 
(Ennepetal) 
(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
für die Zukunft auszuschließen, daß die Tätig- 
keit von Organisationen mit verfassungsfeind- 
licher Zielsetzung nicht nur nicht einge- 
schränkt, sondern sogar öffentlich gefördert 
wird? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hiehle 
vom 9. August 1974 

Nach Parteienrecht können Vereinigungen mit verfassungs- 
feindlicher Zielsetzung vom Empfang steuerbegünstigter Spenden 
nicht ausgeschlossen werden, sofern diese Vereinigungen Par- 
teien im Sinne des § 2 des Parteiengesetzes und nicht durch 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts nach Artikel 21 
Abs. 2 des Grundgesetzes verboten sind. 


17. Abgeordneter Da infolge der „Arbeitsamtslösung" des Kin- 
Rapp derlastenausgleichs in der Steuerreform zwei- 

(Göppingen) monatlich Millionen von Buchungen auf den 
(SPD) Lohn- und Gehaltskonten bei den Kreditinsti- 

tuten anfallen, für die u. U. Kontogebühren 
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erhoben werden, frage idi die Bundesregie- 
rung, ob sie bereit ist, mit den Spitzenver- 
bänden des Kreditgewerbes dahin zu verhan- 
deln, daß die Kindergeldgutschriften sowie die 
Abhebung des Kindergelds in einem Betrag 
gebührenfrei gestellt (also auch nicht auf die 
Zahl der Freibuchungen angerechnet) werden, 
um so die ungeschmälerte Auszahlung des 
Kindergelds sicherzustellen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hiehle 
vom 13. August 1974 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, mit den Spitzenverbän- 
den der Kreditinstitute über Gebührenbefreiungen für Buchungen 
durch Überweisung und Abhebung des Kindergeldes zu ver- 
handeln. Sie ist der Auffassung, daß durch die Reform des Fami- 
lienlastenausgleichs, insbesondere für die unteren und mittleren 
Einkommensbereiche, nennenswerte Verbesserungen eintreten, 
denen gegenüber Kontoführungsgebühren von 0,30 bis 0,50 DM 
je Buchungsposten alle zwei Monate nicht ins Gewicht fallen. 
Eine Schmälerung des Kindergeldes durch Kontoführungsge- 
bühren dürfte nicht eintreten. Außerdem muß berücksichtigt 
werden, daß bei Abhebungen von Privatgirokonten in fast allen 
Fällen nicht nur der Betrag des Kindergeldes, sondern ein höhe- 
rer Betrag zur Bestreitung der Ausgaben des täglichen Bedarfs 
für einen längeren Zeitraum innerhalb eines Monats in Anspruch 
genommen wird. 


18. Abgeordneter 
Wohlrabe 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
den in Konkurs geratenen Steglitzer Kreisel zu 
ersteigern und den Komplex bzw. Teile des- 
selben nach seiner Fertigstellung für deutsche, 
europäische bzw. internationale Institutionen 
zur Verfügung zu stellen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hiehle 
vom 14. August 1974 

Die Bundesregierung sieht 'keine Möglichkeit, den „Steglitzer 
Kreisel“ zu erwerben. 

Die dafür erforderlichen Mittel können nicht bereitgestellt wer- 
den, Im übrigen wäre der Gebäudekomplex nach seiner Gesamt- 
konzeption für die von Ihnen erwähnten Zwecke nicht geeignet. 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für Wirtsdiaft 


19. Abgeordneter 
Dr. Jens 


(SPD) 


Was hat die Bundesregierung bisher getan 
und was gedenkt sie zu tun, um die Wettbe- 
werbsverzerrungen zwischen der deutschen 
und der italienischen Glasindustrie zu beseiti- 
gen? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 14. August 1974 

Schon im Jahr 1971 hat sich die deutsche Industrie über Wett- 
bewerbsverzerrungen zwischen der deutschen und italienischen 
Glasindustrie beklagt und dabei den Verdacht auf Subventionen 
an die italienische Fensterglasindustrie geäußert. Die mir von 
der deutschen Industrie vorgelegten Unterlagen über die Hilfen 
des italienischen Staates standen jedoch nach Prüfung im Ein- 
klang mit den Bestimmungen des EWG-Vertrags. 

Die deutsche Fensterglasindustrie wurde zuletzt im Herbst 1973 
gebeten, Material über eventuelle unzulässige Subventionen 
beizubringen, um die Angelegenheit im Rahmen der EG erörtern 
zu können. Entsprechende Unterlagen wurden bisher noch nicht 
vorgelegt, da ihre Beschaffung sich schwierig gestaltet. 

Sobald das Ergebnis der von der deutschen Glasindustrie einge- 
leiteten Untersuchung vorliegt und geprüft ist, dürften weitere 
Aussagen zu der von Ihnen aufgeworfenen Frage möglich sein. 


20. Abgeordneter Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 
Dr. Beermann regierung, um die in vielen Wirtschaftszwei- 
(SPD) gen (z. B. Kosmetik-Industrie, Waschmittel- 

Industrie) geübte Praxis zu unterbinden, den 
Verbraucher durch eine überdimensionierte 
Verpackung über das wahre Volumen des In- 
halts zu täuschen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 9. August 1974 

Mit der Vorschrift in § 35 Abs. 1 Nr. 1 des Eichgesetzes vom 
11. Juli 1969 über das Verbot von Mogelpackungen wurde die 
Grundlage dafür geschaffen, Packungen zu beanstanden, „die 
eine größere Füllmenge Vortäuschen, als in ihnen enthalten ist". 
Diese Vorschrift hat in wesentlichen Wirtschaftsbereichen, vor 
allem im Lebensmittelsektor, die Verwendung von Mogelpackun- 
gen erheblich zurückgedrängt. Zu den von Ihnen speziell ange- 
sprochenen Produktgruppen Kosmetika und Waschmittel ist fol- 
gendes zu bemerken: Zur Erleichterung des Vollzugs durch die 
Länder wurde für die Erzeugnisse der kosmetischen Industrie 
eine Richtlinie erarbeitet, die Abgrenzungsmerkmale zur Beur- 
teilung von Mogelpackungen festlegt Diese Richtlinie wird von 
der kosmetischen Industrie gleichzeitig als Selbstbeschränkungs- 
richtlinie angewendet. Die Richtlinie wurde mit den Verbraucher- 
verbänden abgestimmt. Sie ist im Ministerialblatt des Bundes- 
ministers für Wirtschaft und Finanzen vom 6. August 1974, 
Seite 517, abgedruckt. 

Hinsichtlich der Packungen mit Waschmitteln werden zur Zeit 
Abgrenzungsmerkmale in technischen Ausschüssen, zu denen 
auch Verbraucherverbände gehören, erarbeitet. Bis zur Erarbei- 
tung der Richtlinie haben die Bundesländer in dem Länderaus- 
schuß „Gesetzliches Meßwesen" unter der Leitung des Bundes- 
ministers für Wirtschaft eine vorläufige Abgrenzung insofern 
gezogen, als Waschmittelpackungen mit einem größeren Luft- 
raum als 30®/o der Füllung daraufhin überprüft werden sollen, 
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ob es sich um Mogelpadcungen handelt. Lufträume entstehen 
hier technisch bedingt durch die Schütteigenschaften des Pro- 
duktes. Nach Erarbeitung der Anwendungskriterien in Richt- 
linienform oder in der Fassung einer Norm werden die Beur- 
teilungsmaßstäbe dieser neu erarbeiteten Grundlage dem Voll- 
zug durch die Landesbehörden hinsichtlich von Mogelpackungen 
zugrunde gelegt. 

Bei kosmetischen Erzeugnissen wird zur Zeit in einigen Fällen 
der Vorschrift über Mogelpackungen dadurch ausgewichen, daß 
Packungsgrößen unter 50 g bzw. ml verwendet werden. Da die 
Regelung in § 35 Abs. 1 Nr. 1 des Eichgesetzes über Mogel- 
pa^ungen auf Fertigpackungen beschränkt ist, diese aber im 
unteren Mengenbereich mit 50 g oder ml definiert sind (§ 14 
Abs. 3 des Eichgesetzes) kann zur Zeit gegen solche Fälle nicht 
vorgegangen werden. Es ist jedoch beabsichtigt, § 35 Abs, 1 
Nr. 1 des Eichgesetzes zukünftig auf alle Packungen auszudeh- 
nen. Der Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Eich- 
gesetzes, der eine derartige Maßnahme vorsieht, wird zur Zeit 
als Referentenentwurf im Bundesministerium für Wirtschaft 
erarbeitet und soll noch vor Jahresende dem Deutschen Bundes- 
tag vorgelegt werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


21. Abgeordneter Wie hoch ist der Betrag anzusetzen, mit dem 
Löffler Fehlinvestitionen bei der Molkereistrukturver- 

(SPD) besserung vorgenommen worden sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 12* August 1974 

Es ist nicht zu bestreiten, daß bei der Durchführung der Molke- 
reistrukturverbesserung in einigen Fällen Beihilfen für Investi- 
tionen gewährt wurden, die sich durch spätere Entwicklungen 
im nachhinein als Fehlinvestitionen herausgestellt haben; d, h. 
daß geförderte Betriebsanlagen nicht über die antragsmäßig vor- 
gesehene Zeitdauer im Produktionsprozeß verwendet wurden. 
Zu dieser Fragestellung habe ich auf Grund einer Anfrage von 
Frau Abgeordnete Dr. Orth in der Fragestunde des Deutschen 
Bundestages am 20. September 1972 Zahlenangaben gemacht. 
Mir liegen keine Mitteilungen der für die Durchführung der 
Einzelvorhaben zuständigen Länder über weitere gravierende 
Einzelfälle vor, die eine Korrektur der damaligen Angaben er- 
forderlich machen. 


22. Abgeordneter Welche Maßnahmen will die Bundesregierung 
Löffler ergreifen, um Fehlinvestitionen, wie sie in dem 

(SPD) Gutachten der Prognos AG, Zürich, festgestellt 

worden sind, bei der Fortführung der Molke- 
reistrukturverbesserung zu vermeiden? 
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Antwort des Parlamentarisdien Staatssekretärs Logemann 
vom 12. August 1974 

Die Molkereistrukturförderung wird im Rahmen der Gemein- 
sdiaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Kü- 
stenschutzes" durchgeführt. Auf Grund der danach gegebenen Zu- 
ständigkeiten sind die Einflußmöglichkeiten des Bundes be- 
grenzt. 

Zum Gesamtkomplex einschließlich des Gutachtens der Prognos 
AG. Basel, ist auf der Konferenz der Agrarminister des Bundes 
und der Länder anläßlich der Sitzung am 28. Juni 1974 in Bremen 
eine gemeinsame Stellungnahme des Bundes und der Länder 
abgegeben worden. Die Stellungnahme ist den Mitgliedern des 
Ernährungsausschusses des Deutschen Bundestages im Wortlaut 
zugeleitet worden. 

Auf Grund dieser Stellungnahme ist im Hinblick auf Ihre Frage- 
stellung festzuhalten, daß durch die Untersuchungen der Prognos 
AG Fehlinvestitionen nicht als eindeutig festgestellt anzusehen 
sind. 

Für die Weiterführung der Molkereistrukturförderung sollen 
nach dem gemeinsamen Beschluß auf der o. a. Agrarminister- 
konferenz folgende Grundsätze zum Tragen kommen; 

a) Die Förderungsmaßnahme soll im Jahre 1980 auslaufen. 

b) Für die Mittelverteilung sind regionale Schwerpunkte fest- 
zusetzen. 

c) Es sind Kriterien zu entwickeln, die für Unternehmen einen 
Ausschluß von der Förderung dann vorsehen, wenn die Gefahr 
der Wettbewerbsbeeinträchtigung besteht oder unter Anle- 
gung eines strengen Maßstabes eine Förderungsnotwendig- 
keit nicht mehr gegeben ist. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß mit der Anwendung 
dieser Grundsätze Fehlinvestitionen weitgehend vorgebeugt 
wird. 


23. Abgeordneter 
Susset 
(CDU/CSU) 


In welcher Weise will die Bundesregierung 
die Wettbewerbsgleichheit für die deutschen 
Frühkartoffelerzeuger herstellen angesichts 
der Tatsache, daß bei Frühkartoffeln in Frank- 
reich interveniert wird und welche konkreten 
Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung zu 
ergreifen, um den totalen Preiszusammenbruch 
auf dem Frühkartoffelmarkt zu stoppen? 


Antwort des Parlamentarisdien Staatssekretärs Logemann 
vom 6. August 1974 

Zur Zeit werden auf den deutschen Markt keine Speisefrühkar- 
toffel eingeführt. Eine Benachteiligung der einheimischen Er- 
zeuger im Wettbewerb mit den Erzeugern anderer Mitglied- 
staaten der EG kann daher nicht bestehen. In Anwendung des 
vom Ministerrat der EG gebilligten Mindestpreissystems sind die 
Einfuhren von Speisefrühkartoffeln seit geraumer Zeit bis auf 
weiteres gesperrt. 
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Der Bundesregierung liegen keine Informationen über die An- 
wendung eines Interventionssystems für Frühkartoffeln in Frank- 
reich vor. Erfahrungsgemäß werden allerdings von den dortigen 
Erzeugern in eigener Verantwortung bei sinkenden Preisen 
marktstabilisierende Maßnahmen durchgeführt. 

Die Preisentwicklung bei Frühkartoffeln auf dem Markt der 
Bundesrepublik Deutschland wird zur Zeit durch ein Überan- 
gebot allein aus deutscher Erzeugung bestimmt. Trotz wieder- 
holten Warnungen ist die Erzeugung von Frühkartoffeln seit 
1971 ständig ausgedehnt worden. 1974 wurden nach Fläche 12Vo 
mehr Frühkartoffeln angebaut als 1971. Schwerpunkt des ver- 
stärkten Anbaues liegen in Bayern und Niedersachsen. 

Nur durch ein Abstimmen der Anbauflächen in der Bundesrepu- 
blik Deutschland auf die tatsächliche Nachfrage wird sich künftig 
ein zufriedenstellender Marktverlauf bei Frühkartoffeln errei- 
chen lassen. Dies dürfte am besten durch die verstärkte Grün- 
dung von Erzeugergemeinschaften nach dem Marktstrukturge- 
setz möglich sein. Solche Gründungen werden aus Bundes- und 
Landesmitteln gefördert. 


24. Abgeordneter 
Spranger 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Gewährung von Beihilfen aus dem Förde- 
rungsprogramm des Bundes für den Aus- und 
Umbau von Landwirtschaftlichen Wohnhäu- 
sern in Höhe von 23Vo des förderungsfähigen 
Investitionsvolumens bis zu 15 000 DM nicht 
nur für Haupt-, sondern auch für Nebener- 
werbslandwirte gelten sollte und ist die Bun- 
desregierung bereit, unverzüglich diese bisher 
nur für Haupterwerbslandwirtschaften gelten- 
den Förderungsmaßnahmen auch auf Neben- 
erwerbslandwirtschaften auszudehnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 6. August 1974 

Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes" können bei einem Förderungs- 
fähigen Investitionsvolumen bis zu 15 000 DM auch Nebener- 
werbslandwirte eine Beihilfe von 23Vo für Verbesserungsmaß- 
nahmen im Wohnbereich erhalten. 

Demgegenüber sehen die vom Planungsausschuß beschlossenen 
Förderungsgrundsätze die Förderung von An-, Aus- und Umbau- 
ten sowie Aufstockungen von landwirtschaftlichen Wohnhäusern 
nur für Haupterwerbslandwirte vor. Der Rahmenplan mit den 
diesbezüglichen Förderungsgrundsätzen kann nur gemeinsam 
vom Bund und von den Ländern im Planuhgsausschuß in dem 
von Ihnen gewünschten Sinn geändert werden. 

Die von Ihnen vorgeschlagene Ausweitung der Förderungsmaß- 
nahmen auf einen größeren Kreis von Begünstigten ist finanziell 
für Bund und Länder von großer Bedeutung. 

Ich werde aber gerne bei den Beratungen des 3. Rahmenplanes 
für die Jahre 1975 bis 1978 diese Frage mit den Ländern er- 
örtern. 
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25. Abgeordneter 
Spranger 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die für 
den Neubau von landwirtsdiaftlidien Wohn- 
häusern für Haupterwerbslandwirte bestehen- 
de Förderungssdiwelle von 130 qm bis 180 qm 
Wohnfläche, die auf den sozialen Wohnungs- 
bau abgestellt ist, mit den besonderen Verhält- 
nissen der oft aus zwei oder drei Generationen 
bestehenden bäuerlichen Familien nicht verein- 
bar ist und wird die Bundesregierung entspre- 
chend dem Wohnhausförderungsprogramm des 
Freistaates Bayern die Wohnflächenbegren- 
zung auf 150 qm bzw. 216 qm anheben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 6. August 1974 


Der Bundesregierung ist dieses Problem bekannt. 

Es stand auch in den vergangenen Jahren immer wieder zur 
Diskussion. Da die derzeitige Bestimmung gemeinsam von Bund 
und Ländern im Planungsausschuß festgelegt wurde, kann sie 
auch nur mit dessen Zustimmung neu gefaßt werden. 

Die Neigung bei den Ländern ist nicht groß, die derzeitige Wohn- 
flächenbegrenzung anzuheben. Dabei ist zu berücksichtigen, daß 
für die derzeitige Höchstgrenze des förderungsfähigen Investi- 
tionsvolumens von 51 000 DM (85Vo von 60 000 DM) eine Zins- 
verbilligung von Kapitalmarktdarlehen gewährt wird. Bei diesem 
Investitionsvolumen wird die förderungsfähige Wohnfläche nicht 
überschritten. 

/ 

Eine Erhöhung der förderungsfähigen Wohnflächen würde also 
keine Verbesserung der Förderungsmöglichkeiten bedeuten. 


26. Abgeordneter 
Braun 

(CDU/CSU) 


Welche Konsequenzen wird die Bundesregie- 
rung aus der Tatsache ziehen, daß ca. zwei 
Millionen Bürger der Bundesrepublik Deutsch- 
land durch ihre Unterschrift gegen die Lege- 
hennen-Batteriehaltung protestiert haben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 7. August 1974 


Wie ich unabhängig und vor Bekanntwerden der angeführten 
Unterschriftenaktionen immer wieder in Veröffentlichungen 
und in der parlamentarischen Fragestunde — zuletzt auf eine 
Frage des Herrn Abgeordneten Dr. Evers (Deutscher Bundestag 
— 7. Wahlperiode — 86. Sitzung am 15. März 1974) dargelegt 
habe, kennt die Bundesregierung die speziellen tierschutzrele- 
vanten Fragen im Zusammenhang mit der Legehennen-Käfig- 
haltung. Mein Haus hat bereits im Jahre 1968 ein Sachverständi- 
gengutachten zu damit in Zusammenhang stehenden Fragen 
erarbeiten lassen und veröffentlicht, das ausgerichtet auf das 
Tierschutzgesetz aus dem Jahre 1933 gewisse Mindestforderun- 
gen für Käfiggröße und Haltungsbedingungen aufzeigte. 
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Vorstellungen und Leitlinie des Tiersdiutzgesetzes vom 24. Juli 
1972 machten jedoch ein neues Sachverständigengutachten über 
tierschutzgerechte Haltung von Nutzgeflügel in neuzeitlichen 
Haltungssystemen erforderlich. Eine der Vielschichtigkeit dieses 
Fragenkomplexes entsprechende Gruppe von Sachverständigen 
aus Wissenschaft und Praxis hat sich daher seit einiger Zeit 
auf meine Veranlassung hin eingehend mit den hier anstehenden 
Fragen befaßt. Aus dem in diesen Tagen abgeschlossenen zwei- 
teiligen Gutachten dieser Sachverständigen, das in einigen 
Punkten unterschiedliche Aussagen enthält, geht hervor, daß 
die Käfighaltung von Legehennen nicht grundsätzlich als tier- 
schutzwidrig abgelehnt wird, jedoch der derzeitigen Konstruk- 
tion und Beschaffenheit der Käfige nicht zuletzt aus der Sicht 
des Tierschutzes gewisse Mängel anhaften. Diese Auffassung 
wird von der Bundesregierung geteilt. 


Die Sachverständigen stellen zudem eine Anzahl verhaltens- 
wissenschaftlicher und technischer Fragen heraus, die im Rahmen 
forschungsmäßiger Bearbeitung abzuklären sind, um die Voraus- 
setzung für eine tierschutzgerechte und praktikable Legehennen- 
haltung in Käfigen zu schaffen. Nach Auffassung der Sachver- 
ständigen ist hierfür eine angemessene übergangsfrist einzu- 
räumen. Entsprechende Forschungsvorhaben werden von mir 
mit Vorrang gefördert. 


Angesichts dieser dem derzeitigen Stand der Erkenntnisse ent- 
sprechenden Sachlage, an der Unterschriftenaktionen nichts ge- 
ändert haben, kann die Bundesregierung nur beharrlich den ein- 
geschlagenen, durch das vom Deutschen Bundestag einstimmig 
verabschiedete Tierschutzgesetz, vorgezeichneten Weg fortset- 
zen, der nach Abklärung aller hier noch notwendigen wissen- 
schaftlichen und fachtechnischen Fragen in die fachliche Aus- 
richtung einer Durchführungsverordnung nach § 13 Abs. 1 des 
Tierschutzgesetzes münden wird. 


Die materiellen Grundlagen für eine derartige spätere Rechts- 
verordnung müssen repräsentativ und soweit abgeklärt sein, 
daß die Verordnung auch einer verfassungsrechtlichen Nachprü- 
fung standhalten kann. Tierschutzwidrigen Vorkommnissen kann 
jedoch ohnedies seit Inkrafttreten des Tierschutzgesetzes unter 
Anwendung des § 2 u. a. durch die nach Landesrecht mit der 
Durchführung des Gesetzes (§ 15) bzw. mit der Beaufsichtigung 
nach § 16 betrauten Behörden mit wirksamen administrativen 
Maßnahmen begegnet werden. 


Im Hinblick auf die Fortentwicklung der Rechtsharmonisierung 
tierschutzrechtlicher Bestimmungen im internationalen Rahmen 
ist anzuführen, daß die Bundesregierung einen entscheidenden 
Beitrag bei der Erarbeitung des Entwurfs eines Europäischen 
Übereinkommens über den Schutz von Tieren in landwirtschaft- 
lichen Tierhaltungen geliefert hat. Mit diesem demnächst zur 
Zeichnung durch die Mitgliedstaaten des Europarates aufzu- 
legenden Übereinkommen wird auch international eine Normie- 
rung im Sinne von Tierschutz-Mindestforderungen bei der Hal- 
tung von Nutztieren in neuzeitlichen Haltungssystemen ermög- 
licht. Nationale Schritte laufen somit mit diesen internationalen 
Fortentwicklungen weitgehend kongruent. 


16 


Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2494 


27. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


Stimmt es, daß der Holzexport der Bundes- 
republik Deutschland nach Italien durch das 
Verhalten der italienischen Eisenbahnen ge- 
fährdet ist und daß dadurch der deutschen 
Forstwirtschaft Schäden drohen, insbesondere 
den sturmgeschädigten Ländern der Bundes- 
republik Deutschland? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 6. August 1974 


Es trifft zu, daß der Holzexport der Bundesrepublik Deutschland 
nach Italien durch die Maßnahmen der italienischen Eisenbahnen 
gefährdet ist. Zweifellos entstehen der deutschen Forstwirtschaft 
dadurch Nachteile und Schäden, insbesondere in den von der 
Sturmschadenskatastrophe im November 1972 betroffenen Ge- 
bieten. Aber nicht nur dem Waldbesitz entstehen durch die Situa- 
tion in Italien Verluste, sondern ebenfalls dem Holzhandel und 
der Holzindustrie, denn auch sie sind von der Erschwerung des 
Transports betroffen. Die nachlassende Nachfrage nach Holz im 
Bundesgebiet hat das Interesse am Export steigen lassen und 
für manche Bereiche zu einer Notwendigkeit gemacht. So ist z. B. 
in den Monaten Januar bis Mai 1974 mehr als doppelt so viel 
Nadelschnittholz (rd. 100 000 cbm) nach Italien ausgeführt wor- 
den als im ganzen Jahr 1973. Bei Holzspanplatten hat sich der 
Export ebenfalls verdoppelt. Ohne die Transportschwierigkeiten 
wären die Lieferungen bestimmt noch zügiger gelaufen. 

Das Leistungsvermögen der italienischen Staatsbahnen vermag 
den gestiegenen Anforderungen des Güterverkehrs jetzt und auf 
absehbare Zeit nicht zu genügen. Gestützt auf das internationale 
Übereinkommen über den Eisenbahnfrachtverkehr haben die 
italienischen Eisenbahnen allen europäischen Bahnen Einschrän- 
kungen des Güterverkehrs nach und im Transit durch Italien mit 
Wirkung vom 1. Juli 1974 bekanntgegeben. Die italienische 
Staatsbahn hat am 1. Juli eine zentrale Leitstelle für den Güter- 
verkehr in Mailand eingerichtet. Alle Bahnen mit Güterverkehr 
nach Italien sind nunmehr gezwungen, in enger Zusammenarbeit 
mit den Bahnen der an Italien angrenzenden Länder den Zulauf 
der Transporte auf die Übernahmekapazität der italienischen 
Eisenbahnen abzustimmen. Im Rahmen dieser Transportsteuerung 
werden die täglichen Kontingente für Einzelwagen und Ganz- 
züge von der Zentralen Transportleitung der Bundesbahn in 
Abhängigkeit von der jeweiligen Transportlage für jeden Grenz- 
übergang festgesetzt. Eine generelle Bevorzugung einer bestimm- 
ten Gutart kann im Interesse der deutschen Gesamtwirtschaft 
nicht erfolgen. 

Die Verladungen von Sturmholz zum Transport innerhalb des 
Bundesgebiets sind zur Zeit ohne Einschränkungen möglich. Die 
Schwierigkeiten bei der Wagenstellung für Exporte hängen auch 
mit der anhaltend hohen Nachfrage nach Flachwagen zusammen. 
Für Sendungen nach Ländern mit unverhältnismäßig hohen Aus- 
bleibezeiten der Güterwagen — hierzu zählt auch Italien — 
mußte eine Einschränkung der Wagenstellung angeordnet wer- 
den. Eine Besserung der Lage ist vorerst nicht zu erwarten. Für 
Sendimgen nach Italien kommt hinzu, daß wegen der beschränk- 
ten Aufnahmefähigkeit des Netzes der italienischen Eisenbahnen 
auch Sendungen von Windwurfholz der Zulaufsteuerung unter- 
worfen sind. 
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Die Bundesregierung befaßt sich mit dem Problem des Waren- 
transports nach Italien bereits seit Monaten. Mit dem Bundes- 
minister für Verkehr stehe ich in ständiger Verbindung. Die 
Bundesregierung bedauert die Erschwernisse in der Transport- 
situation. Sie hat jedoch keine Möglichkeit, in die Güterwagen- 
disposition Italiens einzugreifen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


28. Abgeordneter 
Dr. Penner 


(SPD) 


Gibt es Anhaltspunkte dafür, daß ausländische 
Arbeitnehmer, die nicht aus EG-Mitgliedsstaa- 
ten kommen oder mindestens 15 Jahre in der 
Bundesrepublik Deutschland ihren Wohnsitz 
oder ständigen Aufenthalt haben, nunmehr 
verstärkt sich um Familienzusammenführung 
bemühen, weil sie sonst nach § 2 Abs. 5 des 
Bundeskindergeldgesetzes für ihre im Heimat- 
land verbliebenen Kinder kein Kindergeld er- 
halten würden? 


29. Abgeordnete Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Dr. Penner rung, die sich aus dieser Kindergeldregelung 

(SPD) ergebenderf Spannungen oder Beunruhigungen 

der Betroffenen zu begegnen? 


Antwort des Staatssekretärs Eidier 
vom 5. August 1974 


Das Bundeskindergeldgesetz in der Fassung des Einkommen- 
steuerreformgesetzes sieht ebenso wie das Bundeskindergeld- 
gesetz von 1964 kein Kindergeld für Kinder vor, die im Ausland 
leben. Das gilt sowohl für die Kinder deutscher wie ausländischer 
Arbeitnehmer. Die Bundesrepublik Deutschland hat jedoch mit 
den Staaten, aus denen die meisten in der Bundesrepublik 
Deutschland beschäftigten Arbeitnehmer kommen, Vereinbarun- 
gen über die Gewährung von Kindergeld an im Heimatland woh- 
nende Kinder abgeschlossen. Das im Juli d. J. mit Spanien ver- 
einbarte Abkommen bestimmt, daß spanische Arbeitnehmer für 
ihre im Heimatland lebenden Kinder folgende Leistungen er- 
halten: 


Für das 1. Kind 


10 DM monatlich 


für das 2. Kind 25 DM monatlich 

für das 3. und 4. Kind je 60 DM monatlich 

für jedes weitere Kind 70 DM monatlich. 

Der Deutsche Bundestag hat bei der Verabschiedung des Ein- 
kommensteuerreformgesetzes (vgl. zu BR-Drucksache 410/74) 
die Bundesregierung in einer Entschließung ersucht, durch un- 
verzügliche Verhandlungen mit den Vertragsstaaten sicherzu- 
stellen, daß für im Ausland lebende Kinder von ausländischen 
Arbeitnehmern ohne Verschlechterung des bestehenden Zustan- 
des Kindergeld in einer Höhe gewährt wird, die den Kindergeld- 
leistungen des jeweiligen Wohnlandes entspricht. 
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Die Bundesregierung hat entsprechend dieser Entschließung des 
Bundestages Verhandlungen auch mit anderen Staaten einge- 
leitet, um die mit diesen Staaten bestehenden Abkommen den 
mit Spanien vereinbarten Sätzen anzupassen. Diese Leistungen 
sind zwar niedriger als das Kindergeld, das ab 1. Januar 1975 
für Kinder im Inland und in Staaten der Europäischen Gemein- 
schaften gezahlt wird. Dafür sind aber auch die Kosten für 
Unterhalt und Erziehung von Kindern in den Abkommenstaaten 
niedriger als hier. Die Bundesregierung ist deshalb auch der An- 
sicht, daß der Unterschiedsbetrag zwischen den Leistungen für 
Kinder im Inland und für Leistungen für Kinder im Ausland die 
ausländischen Arbeitnehmer nicht veranlassen wird, ihre im 
Heimatland lebenden Kinder in die Bundesrepublik Deutschland 
nachzuholen. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, 
daß Deutsche für ihre Kinder, die sie im Ausland aufwachsen 
lassen, Kindergeld nur in Höhe der in den Abkommen verein- 
barten Auslandssätze erhalten. 

Die Unruhe bei vielen ausländischen Arbeitnehmern beruht auf 
einer falschen Information über die gegebene und angestrebte 
Rechtslage. Die Bundesregierung wird für eine zutreffende Unter- 
richtung der ausländischen Arbeitnehmer in der nächsten Aus- 
gabe der Zeitschrift „AD — Arbeitsplatz Deutschland", die in 
sechs Fremdsprachen erscheint, Sorge tragen. 


30. Abgeordneter 
Wolfram 


(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Ergeb- 
nisse einer Untersuchungsreihe von sieben 
Forschungsinstituten und Kliniken, die insge- 
samt 13 000 Arbeiter aus verschiedenen Indu- 
striezweigen auf Staubbelastung untersucht 
haben und stimmt es, daß diese Ergebnisse 
vom zuständigen Ministerium zum „internen 
Dienstpapier" erklärt wurden? 


31. Abgeordneter 
Wolfram 


(SPD) 


Ist in absehbarer Zeit mit der Anerkennung 
der Emphysembronchitis als Berufskrankheit 
zu rechnen und teilt die Bundesregierung die 
Auffassung, daß erfahrungsgemäß erst dann 
— siehe Silikose — wirksame Vorbeugungs- 
maßnahmen aus gelöst werden? 


Antwort des Staatssekretärs Eicher 
vom 9. August 1974 

Der Gesamtbericht über die Untersuchungen, die im Rahmen 
des Schwerpunktprogramms „Chronische Bronchitis" von der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft veranlaßt wurden, liegt noch 
nicht vor. Das umfangreiche Material befindet sich zur Zeit im 
Druck und wird nach Auskunft der Deutschen Forschungsgemein- 
schaft im Spätherbst 1974 veröffentlicht werden. Das Bundes- 
ministerium für Arbeit und Sozialordnung hat weder ein Inter- 
esse noch die Möglichkeit, diese Ergebnisse zum „internen 
Dienstpapier" zu erklären. 

Sollten die Auswertungen des Gesamtberichts ergeben, daß be- 
stimmte Personengruppen durch ihre Arbeit in erheblich höhe- 
rem Grade als die übrige Bevölkerung besonderen Einwirkungen 
ausgesetzt sind, die die chronische Bronchitis verursachen, so 
wird die Bundesregierung prüfen, ob die chronische Bronchitis 
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in die Berufskrankheitenliste aufzunehmen ist. Die Auswertung 
des Gesamtberidits wird voraussiditlidi bessere Erkenntnisse 
über die Krankheitsursachen in den verschiedenen Wirtschafts- 
zweigen vermitteln; dies ist auch Voraussetzung für gezielte 
Vorbeugemaßnahmen. 


32. Abgeordneter 
Immer 


(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, in Betrieben, die im Rahmen der regio- 
nalen Förderungsprogramme oder aus Mitteln 
des ERP-Sondervermögens gefördert wurden, 
dem Betriebsverfassungsgesetz Geltung zu 
verschaffen und insbesondere auch den Ge- 
werkschaften den in diesem Gesetz vorgesehe- 
nen Zugang zu diesen Betrieben zu eröffnen? 


Antwort des Staatssekretärs Eidier 
vom 13. August 1974 

Im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft beant- 
worte ich Ihre Frage wie folgt: 

Das Betriebsverfassungsgesetz gilt für alle betriebsratsfähigen 
Betriebe im Sinne des § 1 dieses Gesetzes und damit auch für 
solche, die im Rahmen regionaler Förderungsprogramme oder 
aus ERP-Mitteln gefördert werden. Das Gesetz überläßt die Ver- 
wirklichung der in ihm enthaltenen Rechte und Befugnisse 
grundsätzlich den jeweils Beteiligten, wobei diese im Streitfall 
die Hilfe der Gerichte für Arbeitssachen in Anspruch nehmen 
können. Das gilt insbesondere auch hinsichtfich der Errichtung 
von Betriebsräten überhaupt und des von Ihnen angesprochenen 
Zugangsrechts der Gewerkschaften zum Betrieb. Gerade in diesen 
Bereichen hat das neue Betriebsverfassungsgesetz gegenüber 
dem früheren Recht erhebliche Verbesserungen gebracht. So 
können z. B. die im Betrieb vertretenen Gewerkschaften zu einer 
Betriebsversammlung zwecks Bestellung des Wahlvorstands für 
die Betriebsratswahl einladen und hierbei auch Votschläge für 
die Zusammensetzung des Wahlvorstands machen (vgl. § 17 
Abs. 2 BetrVerfG). Ferner können im Falle der Bestellung des 
Wahlvorstands durch das Arbeitsgericht ggf. auch nicht dem 
Betrieb angehörende Gewerkschaftsmitglieder in den Wahlvor- 
stand berufen werden (vgl. § 16 Abs. 2 Satz 3 BetrVerfG). Schließ- 
lich haben die im Betrieb vertretenen Gewerkschaften in solchen 
Betrieben, in denen kein Betriebsrat besteht, das Recht, eigene 
Wahlvorschläge für die Betriebsrats wähl zu machen (vgl. § 14 
Abs. 7). 

Erstmals wird in dem neuen Betriebsverfassungsgesetz auch ein 
allgemeines Zugangsrecht der im Betrieb vertretenen Gewerk- 
schaften zur Wahrnehmung ihrer betriebsverfassungsrechtlichen 
Aufgaben und Befugnisse gesetzlich normiert (vgl. § 2 Abs. 2 
BetrVerfG). Dieses Zugangsrecht ist in Betrieben, in denen kein 
Betriebsrat besteht, gerade im Zusammenhang mit der Durch- 
führung der Betriebsratswahl von besonderer Bedeutung. Wer- 
den einer Gewerkschaft die ihr zustehenden betriebsverfassungs- 
rechtlichen Rechte und Befugnisse vom Arbeitgeber streitig ge- 
macht, so kann sie deswegen die Gerichte für Arbeitssachen an- 
rufen, die über solche Streitigkeiten gemäß § 80 des Arbeitsge- 
richtsgesetzes im Beschlußverfahren entscheiden. In dringenden 
Fällen besteht auch die Möglichkeit des Erlasses einer einst- 
weiligen Verfügung (vgl. § 85 Abs. 2 des 'Arbeitsgerichtsge- 
setzes). 


20 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2494 


Neben dieser vollstreckungsrechtlichen Absicherung der Durch- 
führung der gesetzlichen Betriebsverfassung sind gewisse Tätig- 
keiten gegen die Verwirklichung des Gesetzes außerdem mit 
strafrechtlichen Sanktionen bedroht; hierbei steht den im Betrieb 
vertretenen Gewerkschaften ein eigenes Strafäntragsrecht zu 
(vgl. § 119 BetrVerfG). 

Im Hinblick auf diese weitgehenden gesetzlichen Möglichkeiten 
zur Verwirklichung der Betriebsverfassung hält es die Bundes- 
regierung weder für notwendig noch für zweckmäßig, speziell 
bei Betrieben, die im Rahmen regionaler Förderungsprogramme 
oder aus ERP-Mitteln gefördert werden, zusätzliche Sicherungen 
ins Auge zu fassen. 

Betriebsverfassungsrechtliche Sonderauflagen im Zusammenhang 
mit der Wirtschaftsförderung würden überdies nicht nur recht- 
liche Probleme aufwerfen. Sie wären u. U. auch geeignet, die 
strukturpolitischen Ziele der Förderungsmaßnahmen, zu denen 
auch die Schaffung und Sicherung von Arbeitsplätzen gehören, 
zu beeinträchtigen. Bei ERP-Mitteln ergäben sich zusätzliche 
Schwierigkeiten daraus, daß diese Mittel als Refinanzierungs- 
mittel bereitgestellt und in sogenannten Banken verfahren über 
Kreditinstitute gewährt werden. 


33. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung den Aufruf 
Kater der Kreishandwerkerschaft Wetzlar/Lahn an 

(SPD) die Handwerksbetriebe, im Fall des Nichter- 

greifens von Sofortmaßnahmen zur Bekämp- 
fung der Schwarzarbeit bis zum 1. Oktober 
1974 durch den Staat, in einen „Steuerstreik" 
zu treten? 


Antwort des Staatssekretärs Eidier 
vom 9. August 1974 

Die Bundesregierung mißbilligt die Schwarzarbeit. Sie hält es 
jedoch für unangebracht, daß eine Körperschaft des öffentlichen 
Rechts die Schwarzarbeit zum Anlaß nimmt, zu rechtswidrigen 
Maßnahmen aufzurufen. Die Zahlung von Steuern auf ein Treu- 
handkonto verstößt gegen die gesetzlichen Vorschriften. Be- 
triebe, die in dieser Weise verfahren, müssen mit Zwangsvoll- 
streckungsmaßnahmen der Finanzbehörden und anderen Nach- 
teilen rechnen. 

Daher ist es zu begrüßen, daß die aufsichtsführende Handwerks- 
kammer und der Zentralverband des Deutschen Handwerks um- 
gehend und entschieden gegen die Resolution der Kreishand- 
werkerschaft eingeschritten sind. 


34. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Feststellung der 
Kater Kreishandwerkerschaft Wetzlar/Lahn, wonach 

(SPD) u. a. in einzelnen Wirtschaftsgebieten Schwarz- 

arbeiter im Bau- und Ausbaugewerbe bereits 
einen Marktanteil von bis zu 70®/o „erobert" 
haben und „die staatlichen Instanzen diesem 
illegalen Treiben tatenlos Zusehen" und was 
kann und wird sie tun bzw. veranlassen, um 
die Bekämpfung der Schwarzarbeit zu verbes- 
sern und zu verstärken? 


21 



Drucksache 7/2494 


Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Antwort des Staatssekretärs Eidier 
vom 9. August 1974 


Die Bundesregierung hat immer wieder die Schwierigkeit betont, 
einen ausreidienderi Überblick über den Umfang der Schwarz- 
arbeit zu gewinnen; das liegt in der Natur dieser Beschäftigungs- 
form. Dennoch erscheint es ihr wenig wahrscheinlich, daß 
Schwarzarbeiter im Bau- und Ausbaugewerbe irgendeiner Region 
des Bundesgebietes einen Marktanteil von 70Vo errungen haben, 
wie dies die Kreishandwerkerschaft Wetzlar/Lahn für ihren 
Einflußbereich behauptet. 


Die Bundesregierung ist seit Jahren bemüht, die Voraussetzun- 
gen für die Bekämpfung der Schwarzarbeit weiter zu verbessern. 
Daß diese Bemühungen nicht ohne Erfolg waren , zeigen die 
Übersichten, die der Zentralverband des Deutschen Handwerks 
von Zeit zu Zeit über ihm bekanntgewordene Strafen und Geld- 
bußen wegen Schwarzarbeit aufstellt. In diesem Zusammenhang 
möchte ich jedoch insbesondere die Initiative zur Neufassung 
des Schwarzarbeitsgesetzes hervorheben. Der auch mit dem Zen- 
tralverband des Deutschen Handwerks abgestimmte Vorschlag 
der Bundesregierung wurde von den gesetzgebenden Körper- 
schaften inzwischen gebilligt. Die gesetzliche Neuregelung — wo- 
nach Schwarzarbeit künftig als Ordnungswidrigkeit geahndet 
wird und ein Bußgeldrahmen bis zu 30 000 DM festgelegt ist — 
tritt am 1. Januar 1975 in Kraft. Die Bundesregierung verspricht 
sich hiervon eine Vereinfachung und Beschleunigung des Ver- 
fahrens sowie eine wirkungsvollere Bekämpfung der Schwarz- 
arbeit. 


Auch das Handwerk selbst kann einen nachhaltigen Beitrag 
hierzu leisten, indem es alles unternimmt, die ungedeckte Nach- 
frage nach Handwerksleistungen aller Art abzubauen. Mit diesem 
Ziel hat das Handwerk in den letzten Jahren vielerorts nach- 
ahmenswerte Initiativen ergriffen. 


35. Abgeordneter 

Dr. Lepsius 
(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die ärzt- 
liche Schweigepflicht bei vielen Betriebskran- 
kenkassen gegenüber dem Arbeitgeber durch 
fehlende räumliche und personelle Trennung, 
insbesondere bei Kleinbetrieben und Neben- 
stellen nicht gewahrt werden kann, so insbe- 
sondere bei Ausstellung einer Arbeitsunfähig- 
keitsbescheinigung mit Diagnose, bei ärztlichen 
Gutachten und anderen Krankenpapieren, da 
vielfach Krankenkasse und Lohnbüro oder auch 
Personalabteilung in einem gemeinsamen 
Raum untergebracht sind? 


36. Abgeordneter 
Dr. Lepsius 
(SPD) 


Welche Maßnahmen hält die Bundesregierung 
für geeignet, um die ärztliche Schweigepflicht 
bei den Betriebskrankenkassen sicherzustel- 
len? 
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Antwort des Staatssekretärs Eidier 
vom 9. August 1974 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß in vielen Betriebs- 
krankenkassen wegen fehlender räumlicher und personeller 
Trennung zwischen der Krankenkasse einerseits und dem Lohn- 
büro oder der Personalabteilung andererseits die Schweigepflicht 
(§§ 141 bis 143 RVO) nicht gewahrt werden kann. 

Sie ist gerne bereit, die Aufsichtsbehörden um nähere Prüfung 
zu bitten, sobald Sie einige solcher Betriebskrankenkassen be- 
nennen. 


37. Abgeordneter 
Dr. Lepsius 
(SPD) 


Trifft es zu, daß nach dem Bundes Versorgungs- 
gesetz § 44 Abs. 2 der Anspruch auf Witwen- 
versorgung einer früheren Ehefrau nur wieder 
auflebt, wenn die neue Ehe ohne alleiniges 
oder überwiegendes Verschulden der Witwe 
aufgelöst oder für nichtig erklärt wird, obwohl 
eine entsprechende Regelung nach dem § 1291 
RVO nach dem Inkrafttreten des Rentenre- 
formgesetzes vom 1. Januar 1973 im Vorgriff 
auf die Eherechtsreform beseitigt worden ist? 


38. Abgeordneter 
Dr. Lepsius 
(SPD) 


Wird die Bundesregierung in einem Anpas- 
sungsgesetz dafür sorgen, daß das Wiederauf- 
leben von Rentenansprüchen einer geschiede- 
nen Witwe im BVG künftig nicht mehr vom 
Verschulcien einer neuen Ehe abhängig ist? 


Antwort des Staatssekretärs Eidier 
vom 9. August 1974 

Es trifft zu, daß der Anspruch auf Witwenversorgung nach § 44 
Abs. 2 des Bundesversorgungsgesetzes nur dann wieder auflebt, 
wenn die neue Ehe ohne alleiniges oder überwiegendes Ver- 
schulden der Witwe aufgelöst oder für nichtig erklärt wird. Ein 
Wegfall der sogenannten Verschuldensklausel konnte seitens 
der Bundesregierung bisher für den Bereich der Kriegsopferver- 
sorgung noch nicht vorgeschlagen werden, weil die im Rahmen 
des Kriegsopferhaushalts verfügbaren beschränkten Mittel zur 
Lösung anderer, sozialpolitisch dringlicherer Probleme einge- 
setzt werden mußten. 

Da die für einen Wegfall der Verschuldensklausel notwendigen 
Mittel in den Voranschlag des Haushalts 1975 und in die Finanz- 
planung bis 1978 eingestellt worden sind, wird die Bundesregie- 
rung für das Siebte Anpassungsgesetz — KOV, das noch in die- 
sem Jahr verabschiedet werden dürfte und am 1. Juli 1975 in 
Kraft treten wird, einö entsprechende Änderung des § 44 Abs. 2 
des Bundesversorgungsgesetzes Vorschlägen. 


39. Abgeordneter 
Braun 


(CDU/CSU) 


Wie hoch beziffert die Bundesregierung die 
Kosten, die den Gemeinden durch die Erfül- 
lung des Jugendarbeitsschutzgesetzes (Druck- 
sache 7/2305) im eigenen Dienstbereich in den 
nächsten Jahren entstehen werden? 
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Antwort des Staatssekretärs Eidier 
vom 9. August 1974 

Zu den Kosten, die durch die Erfüllung des Entwurfs des Jugend- 
arbeitsschutzgesetzes entstehen können, hat die Bundesregierung 
in der Begründung zu dem Entwurf Stellung genommen (Druck- 
sache 7/2305, S. 25/26). Sie hat ausgeführt, daß die Kosten, die 
den Gemeinden in ihrem eigenen Dienstbereich entstehen wer- 
den, nicht beziffert werden können. Die Höhe der Kosten hängt 
von der Zahl der Jugendlichen ab, die bei den Gemeinden be- 
schäftigt werden. Diese Zahl ist aber im einzelnen nicht bekannt. 
Vor allem ist nicht bekannt, in welcher Eigenschaft sie beschäf- 
tigt werden, ob als Arbeitnehmer oder Auszubildende. Erst dann 
könnte der Versuch unternommen werden, zu schätzen, wieviel 
zusätzliche Arbeitskräfte die Gemeinden infolge des neuen 
Jugendarbeitsschutzgesetzes einstellen müssen und welche Ko- 
sten für eine jugendliche Arbeitskraft anzusetzen sind. 


Gesciiäftsbereich des Bundesministers für 
Jugendr Familie und Gesundheit 


40. Abgeordneter 
Baier 

(CDU/CSU) 


Nachdem die Verbraucherverbände in der letz- 
ten Zeit verstärkt auf Mißstände der Täu- 
schung bei der Kennzeichnung und Aufma- 
chung von Erfrischungsgetränken hingewiesen 
haben, frage ich, ob Informationen zutreffen, 
daß die Leitsätze für süße alkoholfreie Erfri- 
schungsgetränke, in denen der aufgezeigte 
offenbare Mißstand — weil Handelsbrauch — 
nicht oder nur ungenügend abgestellt wird, 
kurz vor der Verabschiedung und Veröffenty 
lichung durch das Bundesministerium für Ju- 
gend, Familie und Gesundheit stehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom 13. August 1974 

Die Leitsätze für süße, alkoholfreie Erfrischungsgetränke wurden 
in der 15. Sitzung des Fachausschusses Nr. 3 „Alkoholfreie Ge- 
tränke" der Deutschen Lebensmittelbuch-Kommission, die am 
7. Februar 1974 in Bonn-Bad Godesberg stattgefunden hat, ab- 
schließend beraten und von den anwesenden Mitgliedern des 
Fachausschusses einstimmig gebilligt. Sie werden nunmehr dem 
Plenum der Deutschen Lebensmittelbuch-Kommission als Emp- 
fehlung gemäß § 8 Abs. 2 der Geschäftsordnung in der Sitzung, 
die für Ende November 1974 vorgesehen ist, zur Beschlußfassung 
vorgelegt werden. 

Nachdem von der Arbeitsgemeinschaft der Verbraucher und dem 
Verband der Deutschen Fruchtsaftindustrie Bedenken gegen die 
vom Fachausschuß verabschiedete Fassung der Leitsätze vorge- 
bracht wurden, dürfte es sehr fraglich sein, ob sie in der vorge- 
sehenen Form von der Deutschen Lebensmittelbuch-Kommission 
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angenommen werden, zumal ein Vertreter der Arbeitsgemein- 
schaft der Verbraucher selbst Mitglied der Kommission ist und 
Leitsätze nach § 10 der Geschäftsordnung der Deutschen Lebens- 
mittelbuch-Kommission grundsätzlich einstimmig beschlossen 
werden sollen. 

Nach § 10 Abs. 2 der Geschäftsordnung muß die Kommission, 
wenn Einstimmigkeit nicht erreicht wurde, zu einer erneuten Be- 
ratung der strittigen Fragen einberufen werden, was jedoch nicht 
vor Ablauf von zwei Monaten erfolgen darf. Eine solche Sitzung 
wird infolgedessen erst zu Beginn des Jahrs 1975 stattfinden 
können, 

über die Veröffentlichung der Leitsätze für süße, alkoholfreie 
Erfrischungsgetränke durch den Bundesminister für Jugend, Fa- 
milie und Gesundheit wird daher voraussichtlich nicht vor Anfang 
1975 zu entscheiden sein. 


41. Abgeordneter 
Baier 


(CDU/CSU) 


Weiche konkreten Maßnahmen hat die Bundes- 
regierung eingeleitet, um den berechtigten An- 
liegen der Verbraucher auf Beseitigung dieses 
längst überfälligen Mißstandes auf nationaler 
Ebene schnellstens zu entsprechen und eine 
verstärkte Verbraucheraufklärung zur Beseiti- 
gung der Begriffsverwirrung auf dem Geträn- 
kesektor zu betreiben, nachdem die geplanten 
EWG-Richtlinien auf diesem Gebiet erneut in 
weite Ferne gerückt sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom 13. August 1974 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß bei der weiteren Be- 
ratung der Leitsätze für süße, alkoholfreie Erfrischungsgetränke 
in der Deutschen Lebensmittelbuch-Kommission die Erfordernisse 
des Schutzes der Verbraucher vor Täuschung voll berücksichtigt 
werden. Auf Grund des am 1. Januar 1975 in Kraft tretenden 
Gesetzes zur Neuordnung und Bereinigung des Rechts im Ver- 
kehr mit Lebensmitteln, Tabakerzeugnissen, kosmetischen Mit- 
teln und sonstigen Bedarfsgegenständen (Gesetz zur Gesamtre- 
form des Lebensmittelrechts) wird die Deutsche Lebensmittel- 
buch-Kommission über ihre bisherige Befugnis, Beurteilungs- 
merkmale festzustellen, hinaus, die Möglichkeit zu einer entspre- 
chenden Ausgestaltung der Leitsätze haben. In der Begründung 
des Regierungsentwurfes zu § 33 Abs. 1 („Das Deutsche Lebens- 
mittelbuch ist eine Sammlung von Leitsätzen, in denen Her- 
stellung, Beschaffenheit oder sonstige Merkmale von Lebensmit- 
teln, die für die Verkehrsfähigkeit der Lebensmittel von Bedeu- 
tung sind, beschrieben werden.") heißt es: 

„Es sollen künftig nicht nur Beurteilungsmerkmale , festgestellt', 
sondern darüber hinaus alle für die Verkehrsfähigkeit bedeut- 
samen Merkmale , beschrieben' werden. Auf diese Weise sollen 
die Leitsätze über eine bloße Feststellung von Herstellerge- 
wohnheiten und Verbrauchererwartungen hinaus eine gestal- 
tende Funktion erlangen ..." 

Die Bundesregierung kann wie bisher keinen unmittelbaren Ein- 
fluß auf den Inhalt der von der Deutschen Lebensmittelbuch- 
Kommission zu beschließenden Leitsätze nehmen. Sie wird jedoch 
gemäß § 33 Abs. 3 Satz 2 des Gesetzes zur Gesamtreform des 
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Lebensmittelrechts („Die Veröffentlichung von Leitsätzen kann 
aus rechtlichen oder fachlichen Gründen abgelehnt oder rück- 
gängig gemacht werden.") ggf. prüfen, ob die Veröffentlichung 
des Leitsatzes für süße, alkoholfreie Erfrischungsgetränke abge- 
lehnt werden muß. 

Die Bundesregierung beabsichtigt mit Rücksicht auf die laufen- 
den Rechtsangleichungsarbeiten in der EWG nicht, nationale 
Rechtsvorschriften über alkoholfreie Erfrischungsgetränke vor- 
zubereiten. Sie setzt sich jedoch bei den Beratungen des Richt- 
linienvorschlages über alkoholfreie Erfrischungsgetränke dafür 
ein, daß den Erfordernissen des Verbraucher Schutzes in jeder 
Hinsicht Rechnung getragen wird. 


42. Abgeordneter 
Wende 


(SPD) 


Welche Maßnahmen der Deutschen Sportju- 
gend für die Zusammenarbeit mit den Entwick- 
lungsländern hat die Bundesregierung 1973 
und 1974 gefördert und wieviel Förderungs- 
mittel sind dafür bereitgestellt worden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom 13. August 1974 

Die Jugendpolitische Zusammenarbeit der deutschen Sportjugend 
mit Entwicklungsländern konzentrierte sich in den vergangenen 
Jahren auf Programme mit afrikanmchen Staaten. 

Im Jahr 1973 wurden drei Programme durchgeführt: 

a) Ein Fortbildungsseminar für Jugendsportleiter aus franko- 
phonen Staaten Afrikas in Kamerun in Zusammenarbeit mit 
dem obersten Afrikanischen Sportrat. 

b) Ein Fortbildungsprogramm für Afrikanische Jugendsport- 
leiter aus anglophonen afrikanischen Staaten in der Bundes- 
republik Deutschland. 

c) Ein Programm für Experten der Jugendarbeit in Marokko. 

Diese Maßnahmen wurden 1973 mit einem Betrag von insgesamt 
119 567,19 DM aus Mitteln des Bundes jugendplanes gefördert. 

Für das Jahr 1974 sind insgesamt sechs Programme geplant und 
z. T. durchgeführt: 

a) Entsendung eines Experten des Jugendschwimmsports (Ret- 
tungsschwimmen) nach Tunesien. 

b) Je ein Austauschprogramm für Fachkräfte des Jugend- 
Schwimmsports in Marokko und in der Bundesrepublik 
Deutschland in Zusammenarbeit mit dem marokkanischen 
Schwimmverband. 

c) Je ein Austauschprogramm für Fachkräfte der Leichtathletik 
in Marokko und in der Bundesrepublik Deutschland in Zu- 
sammenarbeit mit dem marokkanischen Leichtathletik ver- 
band. 

d) Eine internationale Jugendbegegnung mit Teilnehmern des 
algerischen Schwimmverbandes in Algerien. 

Die. Maßnahmen werden 1974 voraussichtlich mit einem Betrag 
von insgesamt 55 000 DM aus Mitteln des Bundes jugendplanes 
gefördert werden. 


26 




DeutsdierBundestag — 7. Wahlperiode DrUCksache 7/2494 


43. Abgeordneter Ist sidiergestellt, daß die von der Bundesre- 

Wende gierung geförderten Vorhaben der Deutsdien 

(SPD) Sportjugend mit allen an der Sportentwick- 

lungshilfe beteiligten Ressorts abgestimmt 
werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom 13. August 1974 

Wegen des rein jugendpolitischen Charakters der Zusammen- 
arbeit zwischen der deutschen Sportjugend und ihren Partner- 
verbänden in den Entwicklungsländern ist das Bundesministe- 
rium für Jugend, Familie und Gesundheit nicht im Interministe- 
riellen Ausschuß zur Förderung des Sports in Entwicklungslän- 
dern, der sich mit Projekten des Leistungs- und Breitensports 
befaßt, vertreten. Eine Abstimmung mit den an der Sportent- 
wicklungshilfe beteiligten Ressorts ist jedoch sichergestellt; die 
Abstimmung erfolgt im EinzelfalL 


44. Abgeordneter 
Schmidt 
(Kempten) 
(FDP) 


Ist die Bundesregierung bereit dafür Sorge zu 
tragen, daß auch im Winter 1974/1975 Sozial- 
hilfeempfängern und Personen mit vergleich- 
barem Einkommen durch Zuschüsse die Be- 
schaffung für Heizmaterial erleichtert wird, 
falls die z, Z. noch bestehende Verteuerung 
bei festen, flüssigen und gasförmigen Heiz- 
stoffen von im Durchschnitt 25 bis 30Vo auch 
im Winterhalbjahr anhält? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom 9. August 1974 

Die Gewährung von gezielten Heizölkostenzuschüssen an ein- 
kommensschwache Bevölkerungsschichten in der abgelaufenen 
Heizperiode war begründet durch die besondere Ausnahmesitua- 
tion auf Grund der Erdölkrise und den damit verbundenen 
außergewöhnlichen Anstieg der Preise für leichtes Heizöl von 
zum Teil mehr als lOO^/o. Diese unerwartete Entwicklung führte 
für eine Vielzahl von Familien, Alleinstehenden und sonstige 
Haushalte zu unvertretbaren Steigerungen der Heizkosten und 
zwang sie zu einer plötzlichen Änderung ihrer Einkommendispo- 
sition, Mit dem Gesetz über die Gewährung einmaliger Heizöl- 
kostenzuschüsse vom 21. Dezember 1973 hat die Bundesregierung 
für die am härtesten betroffenen Bevölkerungsschichten eine 
schnelle und unbürokratische Anpassungshilfe geleistet. 

Für die Erleichterung der Beschaffung von Heizmaterial für 
Sozialhilfeempfänger und Personen mit vergleichbarem Einkom- 
men in der Heizperiode 1974/1975 bedarf es keiner besonderen 
Initiative durch die Bundesregierung. Der notwendige Heizbe- 
darf dieser Personen ist von der Sozialhilfe im Rahmen der Hil- 
fen zum Lebensunterhalt auch im Falle einer Verteuerung von 
Heizmaterial voll abzudecken. Die Sozialhilfe würde in diesen 
Fällen die tatsächlichen Kosten übernehmen. Es spielt hierbei 
keine Rolle, ob es sich um feste, flüssige oder gasförmige Heiz- 
stoffe handelt, wenn der Verbrauch gerade dieser Brennstoffe 
im Einzelfall erforderlich ist. 
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45. Abgeordneter Welchen Stand haben nunmehr die Bemühun- 
Rollmann gen der Bundesregierung erreicht, dem Ersu- 

(CDU/CSU) chen des Bundestages aus dem Jahre 1967 

nachzukommen, „eine bundeseinheitliche Ju- 
gendhilfestatistik auf der Grundlage einheit- 
licher Begriffe anzustreben, in die die freien 
Träger der Jugendhilfe mit einbezogen wer- 
den."? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wolters 
vom 11. August 1974 

In meinen Schreiben vom 30. November 1971 und 9. Juli 1973 
hatte ich Ihnen dargelegt, daß es sich bei der Statistik der Jugend- 
hilfe um eine Bundesstatistik handelt, zu der das Statistische 
Bundesamt Erläuterungen erarbeitete, um sicherzustellen, daß 
gleiche Tatbestände von den Jugendbehörden auch in gleicher 
Weise statistisch nachgewiesen werden. Dabei hatte ich auch 
darauf hingewiesen, inwieweit die Jahresstatistik Angaben über 
die freien Träger der Jugendhilfe enthält. 

Da im Rahmen der Jahresstatistik der Jugendhilfe Angaben über 
das in der Jugendhilfe tätige Personal nicht erhoben werden, 
hat die Bundesregierung im Juli 1974 mit Zustimmung des Bun- 
desrates eine Verordnimg erlassen — sie wird in Kürze im Bun- 
desgesetzblatt Teil I verkündet — , mit der die Durchführung 
einer Statistik über die Struktur des Personals in der Jugendhilfe 
nach dem Stand vom 1. November 1974 angeordnet wird. Diese 
Statistik erstreckt sich auf das zu erfassende Personal bei den 
Trägern der öffentlichen und der freien Jugendhilfe sowie den 
sonstigen öffentlich-rechtlichen und den privaten gewerblichen 
Trägern von Jugendhilfeeinrichtungen. 

Das Statistische Bundesamt hat inzwischen die Vorarbeiten am 
Entwurf eines Individualzählblattes für die Jahresstatistik der 
Jugendhilfe abgeschlossen. Dieses Zählblatt soll sämtliche Maß- 
nahmen, die während eines Jahres gewährt werden, zusammen 
mit Angaben zur Person vereinigen und damit die Möglichkeit 
schaffen, die Grunddaten zur Person mit den Maßnahmen bzw. 
Tatbeständen der Statistik kombinieren zu können. Probeer- 
hebungen finden in ausgewählten Jugendämtern von Oktober 
bis November 1974 statt. 


46. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, wie groß der 
Braun Kreis der Gehörlosen in der Bundesrepublik 

(CDU/CSU) Deutschland ist, und ist die Bundesregierung 

bereit, in Verhandlungen mit den Fernsehan- 
stalten zu erreichen, daß auch dieser Kreis der 
Behinderten an verschiedenen Fernsehsendun- 
gen teilhaben kann? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom 8. August 1974 

über die Zahl der Gehörlosen in der Bundesrepublik existieren 
leider keine zuverlässigen statistischen Unterlagen, Der Deut- 
sche Gehörlosenbund e. V. schätzt die Gesamtzahl auf etwa 
50 000, Im Mikrozensus von 1966 wird die Zahl der Personen 
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mit doppelseitiger Gehörlosigkeit (Taubheit) mit 32 000, diejeu^ige 
von Personen mit sonstigen Erkrankungen und Verletzungen 
der Ohren einsdiließlidi Schwerhörigkeit sowie einseitiger Ge- 
hörlosigkeit mit 81 000 beziffert. 

Frau Bundesminister Dr. Focke hat sich in der von Ihnen ange- 
sprochenen Angelegenheit bereits mit einem Schreiben vom 
13. November 1973 an den Vorsitzenden der Arbeitsgemein- 
schaft der Rundfunkanstalten Deutschlands und an den Inten- 
danten des Zweiten Deutschen Fernsehens gewandt. Sie hat 
hierbei auf die besonderen Schwierigkeiten hingewiesen, die 
einer Teilnahme der Gehörlosen und Hörgeschädigten an den 
Programmen der Fernsehanstalten entgegenstehen und Verbes- 
serungsvorschläge unterbreitet. 

Der Intendant des Zweiten Deutschen Fernsehens, Herr Professor 
Dr. Holzamer, hat in seinem Antwortschreiben die Bereitschaft 
des Zt)F bekundet, in zusammenfassenden Übersichtssendungen 
aus dem Bereich der Chefredaktion, bei Sportübertragungen und 
bei unterhaltenden Sendungen durch Untertitelung größere Ver- 
ständlichkeit für die Hörgeschädigten zu schaffen. Das ZDF will 
darüber hinaus im Zusammenwirken mit den Redaktionen der. 
Verbandszeitschriften der Gehörlosen ergänzende Unterrichtung 
durch schriftliche Mitteilungen und Bereitstellung von weiterem 
Material anbieten. Herr Professor Dr. Holzamer betont in seinem 
Antwortschreiben, daß es der Wille des ZDF sei, hier wirksam 
zu helfen. Sobald entsprechende Möglichkeiten gesichert seien, 
werde sich das ZDF an den betroffenen Personenkreis, gleich- 
zeitig aber auch an die Öffentlichkeit wenden, um auf die be- 
sonderen Belange der Hörbehinderten aufmerksam zu machen. 

Die Arbeitsgemeinschaft der Rundfunkanstalten Deutschlands 
hat durch ihren damaligen Vorsitzenden, Herrn Intendanten 
Hammerschmidt, mitgeteilt, daß der in dem Schreiben vom 13. 
November 1973 angesprochene Fragenkomplex dort zur Zeit 
Gegenstand von Beratungen sei, die allerdings noch einige Zeit 
in Anspruch nehmen würden. Ich möchte davon ausgehen, daß 
auch diese Überlegungen zu einem Ergebnis führen werden, das' 
den Belangen der Hörbehinderten in angemessener Weise Rech- 
nung trägt. 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


47. Abgeordneter 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zur Be- 
schleunigung des Abtransports des nach Pres- 
semeldungen mit 450 000 Festmetern beziffer- 
ten an England und Italien verkauften Nutz- 
holzes zu unternehmen, das seit der Sturm- 
katastrophe vom 13. November 1972 in den 
Wäldern Niedersachsens liegt und nur deshalb 
sehr schleppend abtransportiert werden kann, 
weil die Deutsche Bundesbahn nicht genügend 
Waggons hierfür zur Verfügung stellen kann, 
um weiteren Schaden an der Holzqualität, die 
letztlich zu Lasten des einzelnen Forstwirtes 
geht, zu vermeiden? 
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* Antwort des Parlamentarisdien Staatssekretärs Haar 
vom 6. August 1974 


Die Betriebsführung und Wagendisposition ist dem Vorstand der 
Deutschen Bundesbahn in eigener Verantwortung übertragen. 
Die Bundesregierung hat nicht die Absicht, dies zu ändern. Ich 
habe Ihre Frage daher an den Vorstand der Deutschen Bundes- 
bahn weitergeleitet, er wird sie beantworten. 


48. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung Vorteile nennen, 
die der Bevölkerung des ländlichen nord- und 
osthessischen Raumes zwischen Kassel und 
Fulda durch die Neubaustrecke dör Bundes- 
bahn Hannover — Gemünden erwachsen, die 
starke Umweltbelästigungen befürchten läßt, 
Fremdenverkehrsgebiete durchschnei den soll 
und von den Bürgern des genannten Raumes 
nur in den beiden beabsichtigten Haltepunkten 
Kassel und Fulda zur Benutzung erreicht wer- 
den kann? 


Antwort des Staatssekretärs Ruhnau 
vom 13. August 1974 


Die Vorteile der Neubaustrecke Hannover — Gemünden für 
die Bevölkerung des ländlichen nord- und osthessischen Raumes 
lassen sich im wesentlichen erst bei einer überregionalen Be- 
trachtungsweise erkennen. 

Durch diese Neubaustrecke und anschließende Neu- und Ausbau- 
strecken werden vorhandene Kapazitätsengpässe beseitigt und 
erheblich höhere Geschwindigkeiten ermöglicht. Das bringt der 
Bevölkerung der angesprochenen Region eine schnellere und 
zeitgerechtere Versorgung auf der Schiene, die sonst angesichts 
des Fortschreitens des allgemeinen Verkehrsbedürfnisses nicht 
mehr sichergestellt werden könnte. Mit steigendem Verkehrsvo- 
lumen in der Nord-Süd-Relation müßten Nahgüterzüge und Nah- 
verkehrszüge zugunsten des Fernverkehrs eingeschränkt oder 
ganz aufgegeben werden. Von den Knoten Kassel und Fulda 
werden durch die Neubaustrecke viele Ziele in der Bundesrepu- 
blik Deutschland erheblich schneller zu erreichen sein. Damit 
hilft diese Strecke einem wesentlichen Ziel der Bundesraumord- 
nung, nämlich der besseren Anbindung der Randgebiete an die 
Kerngebiete der Bundesrepublik Rechnung zu tragen. Außerdem 
gibt diese Neubaustrecke die Möglichkeit, das Nahverkehrsan- 
gebot auf der vorhandenen Nord-Süd-Strecke, soweit nötig und 
wirtschaftlich vertretbar, zu verbessern. 


49. Abgeordneter 
Sdiäfer 
(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierimg darauf hin- 
zuwirken, daß auf öffentlichen Parkplätzen 
Plätze für Schwerbehinderte reserviert wer- 
den? 


30 




Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2494 


Antwort des Staatssekretärs Ruhnau 
vom 13. August 1974 

Die Bundesregierung hat bereits in ihrem Gesetzentwurf zur 
Änderung des Straßenverkehrsgesetzes — Drucksache 7/1618 — , 
der derzeit nach Annahme durch den Bundestag dem Vermitt^ 
lungsausschuß vorliegt — Drucksache 7/2383 — , die Ermächti- 
gung aufgenommen, stark gehbehinderten Schwerbeschädigten 
Parkplätze in der Nähe ihrer Wohnung und ihrer Arbeitsstätte 
im öffentlichen Verkehrsraum — also nicht nur auf öffentlichen 
Parkplätzen — , zur Verfügung zu stellen. 

Zudem machen die Straßenverkehrsbehörden nach § 46 der Stras- 
senverkehrs- Ordnung von der Möglichkeit Gebrauch, in begrün- 
deten Einzelfällen gehbehinderten Schwerbeschädigten Aus- 
nahmegenehmigungen von bestehenden Halt- und Parkverboten 
zu erteilen und räumen damit auch hier Sonderrechte ein, die 
nicht auf öffentliche Parkplätze beschränkt sind. Diese gesetz- 
lichen Möglichkeiten reichen aus, um für gehbehinderte Schwer- 
beschädigte die notwendigen Erleichterungen im Einzelfall zu 
schaffen. 

Darüber hinausgehende Maßnahmen hält die Bundesregierung 
in Übereinstimmung mit den obersten Straßenverkehrsbehörden 
der Länder nicht für erforderlich und angesichts des knappen 
vorhandenen Parkraums gegenüber den übrigen Verkehrsteil- 
nehmern auch nicht mehr für vertretbar. 


Ist dem Bundesminister für Verkehr die immer 
stärkere Verkehrsbelastung der L 532 zwischen 
Aglasterhaus — Wiesloch — Bammertal (Rhein- 
Neckar-Kreis) in Richtung Heidelberg und die 
gleichzeitig zunehmende wirtschaftliche Ent- 
wicklung dieses Raumes bekannt und wann 
wird die seit vielen Jahren geplante und in 
der Trassenführung festliegende B 37 Z ge- 
baut? 

Antwort des Staatssekretärs Ruhnau 
vom 13. August 1974 

Untersuchungen bei Aufstellung des Bedarfsplanes haben erge- 
ben, daß die volle Leistungsfähigkeit einer gut ausgebauten, 
zweispurigen Straße im Neckar-Tal vordringlich gebraucht wird. 
Die hierfür erforderlichen Ausbaumaßnahmen im Zuge der Bun- 
desstraße 37 wurden daher in den Bedarfsplan in 1. Dringlichkeit 
aufgenommen und werden — soweit nicht bereits weitgehend ge- 
schehen — Zug um Zug verwirklicht. 

JFür den auf Grund der langfristigen Verkehrsprognose ermittel- 
ten weitergehenden Bedarf wurde, da die Bundesstraße 37 nicht 
weiter ausbaufähig ist, eine neue Bundesstraße zwischen dem 
Raum Heidelberg und Aglasterhausen (B 37 z) in den Bedarfsplan 
aufgenommen. Die gegebene hohe Leistungsfähigkeit der Bun- 
desstraße 37 und die dafür notwendigen umfangreichen Investi- 
tionen, sowie die' begrenzten Mittel für die Aufgaben im Bundes- 
fernstraßenbau machten es aus verkehrlichen und finanziellen 
Gründen erforderlich und vertretbar, die neue Bundesstraße 37 z 
in die 2. Dringlichkeit einzustufen. An dieser bei Aufstellung des 
Bedarfsplanes gegebenen Sachlage hat sich in der Zwischenzeit 
nichts geändert. Ein Zeitpunkt für die Verwirklichung der Bun- 
desstraße 37 z ist daher nicht absehbar. 


50. Abgeordneter 
Haler 

(CDU/CSU) 
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51. Abgeordneter 

Biechele 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung Pläne des 
Eidgenössischen Luftamtes, nach Inbetriebnah- 
me der Landepiste 14 des Flughafens Kloten 
(Zürich) den Warteraum für anfliegende Ver- 
kehrsmaschinen noch vermehrt in den Luft- 
raum über dem Randen (Raum Schaf fhausen- — 
Tengen — Singen) zu verlegen, die mit einiger 
Sicherheit mit verstärkter Lärmbelästigung für 
die Bevölkerung verbunden sind? 


Antwort des Staatssekretärs Ruhnau 
vom 13. August 1974 


Den zuständigen Stellen der Bundesregierung liegt bisher noch 
kein Ersuchen des Eidgenössischen Luftamts vor, Luftraum der 
Bundesrepublik Deutschland für Warte verfahren in Anspruch 
zu nehmen. 

Sollte ein derartiges Ersuchen gestellt werden imd die Bundes- 
regierimg zu der Auffassung gelangen, daß die Einrichtung eines 
solchen Warteverfahrens für eine zügige Abwicklung des Luft- 
verkehrs zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Schweiz sinnvoll ist, wird sichergestellt werden, daß durch Ein- 
richtung einer entsprechend hohen Mindestwartehöhe keiAe ver- 
stärkte Lärmbelästigung für die Bevölkerung auftreten wird. 


52. Abgeordneter 
Gerlach 
(Obernau) 

(CDU/CSU) 


Welche Erfahrungen wurden mit den bishe- 
rigen Lärmschutzeinrichtungen, insbesondere 
den Modellversuchen an Bundesstraßen und 
Stadtstraßen gemacht, bis wann kann mit 
einem abschließenden Erfahrungsbericht und 
konkreten Vorschlägen gerechnet werden, bzw. 
welche Konsequenzen sind bereits jetzt aus 
den bisherigen Erfahrungen mit Lärmschutz- 
einrichtungen an Bundesstraßen zu ziehen? 


Antwort des Staatssekretärs Ruhnau 
vom 13. August 1974 


Die Bimdesregierung kann auf Grund der bisher durchgeführten 
Modellversuche Aussagen über die Abschirmwirkung von Lärm- 
schutzwänden und -wällen an Bundesfernstraßen machen. Diese 
ist abhängig von der Höhe, der Konstruktion und dem Baumate- 
rial der Schutzeinrichtung sowie der Entfernung der zu schützen- 
den Gebäude von der Straße. Durch Lärmschutzwände und -wälle 
an Bundesfernstraßen können nach den bisherigen Untersuchun- 
gen normalerweise Pegelminderungen von etwa 10 dB (A) er- 
reicht werden. Ein abschließender Erfahrungsbericht, der auch die 
betriebstechnische Erprobung der Lärmschutzmaßnahmen bein- 
halten wird, ist erst nach Abschluß eines Großversuches bei Porz- 
Heumar in etwa vier bis fünf Jahren zu erwarten. 
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53. Albgeordüieter Wie beurteilt die Bundesregierung das vom 

Sciimidt bayerischen Innenministerium vor kurzem ver- 

(Kempten) öffentlidite Gutachten der Verkehrsexperten 

(FDP) ProL Müller und Prof. Sdiaediterer zum Aus- 

bau der Bundesfernstraße in Bayern, das zu 
dem Ergebnis kommt, daß der im November 
1973 vom Land Bayern vorgelegte Anpassungs- 
vorsdilag des bayerischen Innenministeriums 
(Planfall 2) den Ausbaunotwendigkeiten, in 
Bayern besser gerecht würde als der diesbe- 
zügliche Ausbauplan der Bundesregierung 
(Planfall 1)? 

54. Abgeordneter Welche Konseqenzen gedenkt die Bundesre- 

Sdimidt gierung gegebenenfalls aus dieser Tatsache 

(Kempten) zu ziehen? 

(FDP) 


Antwort des Staatssekretärs Ruhnau 
vom 13. August 1974 

Das Gutachten der Herren Prof. Müller und Prof. Schaechterle 
zum Ausbau der Bundesfernstraßen in Bayern ist dem Bundes- 
minister für Verkehr am 5. August 1974 übersandt worden. Eine 
Stellungnahme der Bundesregierung hierzu ist überhaupt erst 
nach eingehender Prüfung der sehr umfangreichen Unterlagen 
möglich. 


55. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, bei der durch 
Fuchs den Bundesminister für Verkehr, Kurt 

(CDU/CSU) Gscheidle angekündigten Überprüfung der be- 

^ absichtigten Stillegung von 600 Stückgutbahn- 

höfen die besonders ungünstige Verkehrslage 
des ostniederbayerischen Raumes wirksam zu 
berücksichtigen? 


Antwort des Staatssekretärs Ruhnau 
vom 13. August 1974 

Bei Überprüfung des Stückgut-Konzepts werden neben den be- 
triebswirtschaftlichen und volkswirtschaftlichen Bedingungen 
dieses Konzepts auch Gesichtspunkte einer strukturellen Ver- 
besserung bestimmter Entwicklungsgebiete berücksichtigt wer- 
den. Dies gilt insoweit auch für den ostniederbayerischen Raum. 


56. Abgeordneter Wird die Bundesregierung die Deutsche Bun- 
Fuchs desbahn veranlassen, insbesondere die Stück- 

(CDU/CSU) gutbahnhöfe Freyung, Vilshofen und Pöcking, 

^ die besonders weiträumige Gebiete zu ver- 

sorgen haben, bei deren Bedienung mit Stück- 
gut über die Straße für die Kunden erhebliche 
Mehrkosten entstehen würden, aufrechtzuer- 
halten? 
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Antwort des Staatssekretärs Ruhnau 
vom 13. August 1974 

Die Reorganisation des Stückgutverkehrs ist nach dem Bundes- 
bahngesetz eine Aufgabe des Vorstands der Deutschen Bundes- 
bahn. Er entscheidet selbständig und in gemeinsamer Verant- 
wortung, Demzufolge hat sich der Vorstand der Deutschen Bun- 
desbahn dem Fragenkomplex der Konzentration des Stückgut- 
verkehrs u. a. in der 131. Sitzung des Verwaltungsrats am 10. 
Juli 1974 und in der 26. Sitzung des Tarif- und Verkehrsausschus- 
ses am 1, Juli 1974 eingehend befaßt. Die Bundesregierung sieht 
insoweit keine Möglichkeit, den Vorstand der Deutschen Bun- 
desbahn zu veranlassen, die Stückgutbahnhöfe Freyung, Vils- 
hofen und Pöcking aufrechtzuerhalten. 


57. Abgeordnete Ist die Bundesregierung bereit, wenn es ent- 
Fuchs gegen den Erwartungen doch zur Auflösung 

(CDU/CSU) von Stüdegutbahnhöfen in dem angesproche- 

nen Raum kommen sollte, der betroffenen 
Wirtschaft einen finanziellen Ausgleich zu ge- 
währen, um die im niederbayerischen Grenz- 
gebiet durch die. erhöhte Frachtbelastung ge- 
genüber günstiger gelegenen Räumen ohnehin 
außerordentlich eingeschränkte Wettbewerbs- 
fähigkeit nicht noch weiter zu verschlechtern? 

Antwort des Staatssekretärs Ruhnau 
vom 13. August 1974 

Die Bundesregierung hat solche Überlegungen im Zusammen- 
hang mit der Prüfung der Stückgut-Konzeption bisher nicht ange- 
stellt. 


58. Abgeordnete Ist für die geplante Bundesbahntrasse Mann- 

Dr. Stavenhagen heim/Stuttgart eine systemanalytische Unter- 
(CDU/CSU) suchung angestellt worden, die über eine nor- 

male Kosten-Nutzen- Analyse hinausgehend 
die Folgelasten für die betroffenen Gebiete 
untersucht, und zu welchem Ergebnis ist diese 
Untersuchung gekommen? 

59. Abgeordneter Falls eine derartige umfassende Analyse, die 

Dr. Stavenhagen über die vorhandenen Einzelgutachten hinaus- 
(CDU/CSU) geht, noch nicht vorliegt, ist die Bundesregie- 

rung bereit, dafür zu sorgen, daß der Baube- 
ginn erst nach Vorliegen dieser Analyse und 
ihrer gründlichen Diskussion erfolgt? 

Antwort des Staatssekretärs Ruhnau 
vom 13. August 1974 

Einer Arbeitsgruppe im Bundesministerium für Verkehr ist Ende 
1971 der Auftrag erteilt worden, für ausgewählte Verkehrswege- 
investitionen in drei sogenannten Korridoren eine Dringlichkeits- 
reihenfolge zu ermitteln. Es war erklärtes Ziel der Untersuchung, 
Maßnahmen aus verschiedenen Verkehrszweigen nach einheit- 
lichen Methoden zu bewerten. 
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Die zu untersuchenden Maßnahmen aus den Verkehrszweigen 
Schiene, Straße und Wasserstraße wurden mit Hilfe einer Kosten- 
Nutzen-Analyse untersucht. Da sich einige der von den Maßnah- 
men ausgehenden Wirkungen — insbesondere deren Einfluß auf 
die Umwelt — mit dieser Methode derzeit noch nicht monetär 
bewerten lassen, wurde sie durch eine Kosten- Wirksamkeit- 
Analyse ergänzt. 

Die Untersuchung ergab für den Bau der Neubaustredce Mann- 
heim — Stuttgart, daß dieser als vordringlich zu realisieren an- 
gesehen werden konnte. Diese Maßnahme wurde daher in die 
erste Dringlichkeitsgruppe eingeordnet. 


60. Abgeordneter Aus welchen Gründen ist bis zum heutigen 
Breidbach Zeitpunkt keine Entscheidung über eine finan- 

(CDU/CSU) zielle Beteiligung des Bundes bei der Errich- 

tung von Schutzmaßnahmen — an der E 3 in 
Duisburg-Neuenkamp — im Interesse der Ge- 
sundheit der Bürger gefallen? 


Antwort des Staatssekretärs Ruhnau 
vom 13. August 1974 

Eine Entscheidung über die finanzielle Beteiligung des Bundes 
bei der Errichtung von Schutzmaßnahmen an der E 3 in Duisburg- 
Neuenkamp ist bisher nicht erfolgt, weil eine spezielle gesetz- 
liche Regelung über Lärmschutzmaßnahmen an öffentlichen Stras- 
sen nicht vorlag und die Entwicklung abgewartet werden sollte. 
Mit Wirkung vom 1. April 1974 ist das Bundes-Immissionssdiutz- 
gesetz (BImSchG) in Kraft getreten. Dieses Gesetz sieht die 
Durchführung von Lärmschutzmaßnahmen durch den Baulastträ- 
ger dann vor, wenn es sich um den Neubau oder die wesentliche 
Änderung einer öffentlichen Straße handelt und ein bestimmter, 
in einer Rechtsverordnung noch festzulegender Immissionsgrenz- 
wert überschritten wird (vgl. §§ 41 bis 43 a. a. O.). Die E 3 ist 
bereits im Oktober 1970 auf dem genannten Abschnitt dem Ver- 
kehr übergeben worden. Insoweit findet das BImSchG keine 
Anwendung. Ob im vorliegenden Fall Lärmschutzmaßnahmen 
durch den Bund finanziert werden können, ist nach den allge- 
meinen Grundsätzen des § 906 BGB zu entscheiden. Nach dieser 
Vorschrift können Lärmschutzmaßnahmen nur dann durchgeführt 
werden, wenn durch eine unzumutbare Lärmbelästigung ein be- 
sonders schwerer Einzelfall vorliegt. Ob an der E 3 in Duisburg- 
Neuenkamp die Lärmbelästigung das zumutbare Maß über- 
schreitet, wird geprüft. Die Bundesregierung wird Sie zu gege- 
bener Zeit von dem Ergebnis unterrichten. 


61. Abgeordneter 
von Alten- 
Nordheim 

(CDU/CSU) 


Nach welchen Richtlinien und Anweisungen 
haben die jeweiligen Dienststellen in den 
Ländern bei Erwerb von Grundstücken für den 
Bedarf der Bundesautobahn zum Zwecke von 
Fahrbahnverbreiterungen, Bau von Rast- und 
Tankstellen bei Neutrassierungen von Fahr- 
bahnen u. ä. zu verfahren, und bestehen gege- 
benenfalls unterschiedliche Riditlinien und An- 
weisungen zwischen Bundes- und Länderstra- 
ßenverwaltungen? 


35 



Drucksache 7/2494 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Antwort des Staatssekretärs Ruhnau 
vom 13. August 1974 

Bei dem von den Ländern als Auftragsverwaltung durchzuführen- 
den Grunderwerb für den Bau oder die Änderung von Bundes- 
fernstraßen (§ 1 des Bundesfernstraßengesetzes — FStrG) sind 
neben § 19 FStrG die für die öffentlichen Straßen geltenden Ent- 
eignungsgesetze der Länder maßgebend (§ 19 Abs. 5 FStrG). 
Soweit Grund und Boden für den genannten Zwech auf Grund 
vertraglicher Vereinbarungen erworben wird, sind die Grund- 
sätze des Enteignungsentschädigungsrechts ebenfalls Grundlage 
der Bemessung der Entschädigung. Da der Verkehrswert zu ent- 
schädigen ist, können insbesondere die gemäß §141 Abs. 4 des 
Bundesbaugesetzes erlassene „Verordnung über Grundsätze für 
die Ermittlung des Verkehrswertes von Grundstücken“ — Wert- 
ermittlungs VO — vom 7. August 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S, 1183) — neu gefaßt durch Verordnung vom 10. August 1972 
(Bundesgesetzbl. I S. 1409) - — und die in Ergänzung dieser Ver- 
ordnung herausgegebenen „Richtlinien für die Ermittlung des 
Verkehrswertes von Grundstücken“ — Wertermittlungsricht- 
linien — herangezogen werden. Daneben bestehen die „Richt- 
linien für die Bemessung der Entschädigung bei Inanspruchnahme 
landwirtschaftlicher Grundstücke und Betriebe“ — Entschädi- 
gungsrichtlinien Landwirtschaft — - LandwR 1963 — und die 
„Richtlinien für die Ermittlung und Prüfung des gemeinsamen 
Wertes (Verkehrswertes) forstwirtschaftlich genutzter Flächen 
und für die Bemessung von Nebenentschädigungen“ — Bewer- 
tungsrichtlinien Forstwirtschaft — ForstR — vom 1. April 1959. 
Die genannten Richtlinien, die als allgemeine Bewertungsgrund- 
lage für den Verwaltungsbereich angesehen werden können, 
wurden den Ländern bekanntgegeben mit der Bitte, sie im Rah- 
men der Auftragsverwaltung für die Bundesfernstraßen anzu- 
wenden. Danach wird von den Auftragsverwaltungen, soweit 
bekannt ist, auch verfahren. Ob die Länderstraßenverwaltungen 
für den Grunderwerb zum Bau von Landesstraßen anders lauten- 
de Richtlinien herausgegeben haben, ist der Bundesregierung 
nicht bekannt. 


62. Abgeordneter 
von Alten- 
Nordheim 

(CDU/CSU) 


Billigt die Bundesregierung Erwerbspraktiken, 
die im Bereich des Straßenbauamtes Hannover 
bei Erwerb von Grundstücken für die Bundes- 
autobahn im Abschnitt des Landkreises Graf- 
schaft Schaumburg wiederholt zu berechtigter 
Empörung der Grundstückseigentümer geführt 
haben, weil diese sich dadurch übervorteilt 
fühlen, daß von Seiten des Straßenbauamtes 
Hannover der Versuch unternommen wird, die 
sie vertretende und mit Vollmacht ausgestat- 
tete berufsständische Interessenvertretung zu 
umgehen, um in gezielten Einzelverhandlun- 
gen Preisvereinbarungen unter Hinweis auf 
drohende Enteignung nach erheblicher zeit- 
licher Verzögerung zu erlangen und zudem 
zu versuchen, das Vergleichswertverfahren zur 
Ermittlung des Verkehrswertes zu umgehen? 


Antwort des Staatssekretärs Ruhnau 
vom 13. August 1974 
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Grunderwerbsverhandlungen sind mit dem vom Betroffenen 
Bevollmächtigten zu führen. Zur Ermittlung des Verkehrswertes 
als angemessene Entschädigung ist das Vergleichswertverfahren 
anzuwenden. Ein Antrag auf Einleitung des Enteignungsverfah- 
rens kommt erst in Betracht, wenn eine gütliche Einigung nicht 
zu erzielen ist. 


63, Abgeordneter 

von Alten- 
Nordheim 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung vom Vorstand der 
Deutschen Bundesbahn die Zusicherung gefor- 
dert und erhalten, daß trotz der Auflösung der 
Bundesbahndirektionen und Einführung der 
Bundesbahn-Sozialverwaltungen eine gute so- 
ziale Betreuung der Mitglieder der Kranken- 
versorgung der Bundesbahnbeamten (KVB) ge- 
währleistet bleibt und den Vorstand angewie- 
sen, bei weiterer organisatorischer Zusammen- 
fassung von sozialen Dienststellen vorbeu- 
gende Maßnahmen zu treffen, um sicherzu- 
stellen, daß in Zukunft schwerwiegende Nach- 
teile für die Versicherten vermieden werden? 


Antwort des Staatssekretärs Ruhnau 
vom 13. August 1974 

Der Vorstand der Deutschen Bundesbahn teilt mit, daß er es als 
seine selbstverständliche Pflicht ansieht, die im Bereich der 
Deutschen Bundesbahn bisher anerkannt gute soziale Betreuung 
aller Mitarbeiter und Versorgungsempfänger auch künftig durch 
die Sozialverwaltungen sicherzustellen. Einer ausdrücklichen Zu- 
sicherung des Vorstands der Deutschen Bundesbahn an die Bun- 
desregierung bedurfte es daher nicht. 

Die vom Vorstand der Deutschen Bundesbahn in Zusammenarbeit 
mit den Fachbereichen des Sozialdienstes der Deutschen Bundes- 
bahn erlassenen Organisationsverfügungen und personaldienst- 
lichen Weisungen für die Durchführung der bisherigen Stufen 
der Neuordnung der Mittelinstanz und der damit im Zusammen- 
hang stehenden Bildung von Sozialverwaltungen hatten zum 
Ziele, die gute soziale Betreuung der Mitglieder der Krankenver- 
sorgung der Bundesbahnbeamten (KVB) während der Umstel- 
lungsphasen zu gewährleisten. Für die weitere Durchführung 
der Neuordnung sind die notwendigen und geeigneten Maßnah- 
men — aus den Erfahrungen der ersten Stufe gewachsen und 
verbessert — angeordnet bzw. angekündigt worden. Sie sollen 
sicherstellen, daß auch in Zukunft keine Nachteile für die Ver- 
sicherten entstehen. 


64. Abgeordneter 

von Alten- 
Nordheim 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß z. T. be- 
rechtigte Unruhe in den betroffenen Beamten- 
kreisen des Bezirks Hannover herrscht über 
die schleppende Erstattung und fehlerhafte 
Handhabung und Auslegung des Tarifs der 
KVB, und was gedenkt sie zu tun, um den 
Vorstand der Deutschen Bundesbahn zu ver- 
anlassen, die gute und prompte soziale Be- 
treuung der Betroffenen unverzüglich und für 
Dauer wieder herzustellen? 
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Antwort des Staatssekretärs Ruhnau 
vom 13. August 1974 


Beim Übergang der Zuständigkeiten der KVB-Bezirksleitung 
Hannover auf die KVB-Bezirksleitung Münster in der Sozialver- 
waltung Nord in Münster hat es einen personellen und zeitlichen 
Engpaß gegeben. Der leider aufgetretene höhere Rückstau von 
unbearbeiteten Erstattungsanträgen wird z. Z. mit verstärktem 
Personaleinsatz aufgearbeitet. Die entstandenen Schwierigkeiten 
konnten aber durch Nachbarschaftshilfe anderer Bezirksleitungen 
auf wenige Einzelfälle begrenzt werden. 

Bei Umstellungen solchen Ausmaßes lassen sich in Einzelfällen 
Schwierigkeiten nie ganz vermeiden. Auch die den Leistungen 
der KVB eigentümlichen zahlreichen Ermessensentscheidungen 
können bei derartigen Organisationsänderungen vereinzelt zu 
Abweichungen und Verschiedenheiten von der bisherigen Praxis 
führen. Diese natürlichen Umstellungsschwierigkeiten dürften 
jedoch in absehbarer Zeit behoben sein. Aus derartigen Einzel- 
fällen läßt sich jedenfalls nicht die in der Fragestellung anklin- 
gende Schlußfolgerung einer generell fehlerhaften Handhabung 
und Auslegung des Tarifs der KVB ziehen. 


65. Abgeordneter Wie hoch werden sich voraussichtlich diejeni- 
Lemmrich gen Ausgaben für den Bundesfernstraßenbau 

(CDU/CSU) in den Jahren 1975, 1976, 1977 und 1978 be- 

laufen, die durch das Bundesemmissionsschutz- 
gesetz veranlaßt werden? 


Antwort des Staatssekretärs Ruhnau 
vom 13. August 1974 


Die Ausgaben, die nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz für 
Lärmschutzmaßnahmen an Bundesfernstraßen in den nächsten 
Jahren entstehen, lassen sich z. Z. nicht genau angeben, weil der 
Immissionsgrenzwert nach § 43 des Bundes-Immissionsschutz- 
gesetzes noch nicht festliegt. Die Bundesregierung schätzt den 
Aufwand für Lärmschutzmaßnahmen im Haushalt 1974 auf 
.100 Millionen DM, im Haushalt 1975 auf 200 Millionen DM und 
in den Haushalten ab 1976 auf je 300 Millionen DM. In diesen 
Beträgen sind auch Aufwendungen für umweltfreundliche Linien- 
führungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes ent- 
halten. 


66. Abgeordneter 
Lemmrich 


(CDU/CSU) 


Wie hoch werden die Beträge aus dem Straßen- 
bauplan 1975 (Kap. 12 10) sein, die die Baye- 
rische Straßenbauverwaltung für den Neubau 
von Autobahnen, Neu- und Ausbau von Bun- 
desstraßen, Deckenerneuerungen auf Autobah- 
nen und den Unterhalt von Autobahnen und 
Bundesstraßen in Bayern erhalten wird? 
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Antwort des Staatssekretärs Ruhnau 
vom 13. August 1974 

Der Entwurf des Bundeshaushalts 1975 ist zwar von der Bundes- 
regierung bereits verabschiedet, jedoch dem Deutschen Bundes- 
tag noch nicht zugeleitet worden. Bevor nicht die parlamentari- 
schen Beratungen über den Haushalt abgeschlossen sind, können 
über die Summen einzelner Haushaltstitel und die davon auf ein 
bestimmtes Land entfallenden Beträge keine Angaben gemacht 
werden. 


67. Abgeordneter Sind die Grenzbehörden der DDR berechtigt, 
Dr. Dübber Transitreisende auf dem Wege von oder nach 

(SPD) Berlin (West) nach dem Beruf zu fragen? 


Antwort des Staatssekretärs Ruhnau 
vom 13. August 1974 

Nach dem Transitabkommen sind Reisende nicht verpflichtet, 
über die in ihren ordnungsgemäßen Identifikationspapieren ent- 
haltenen Angaben hinaus weitere Angaben zur Person zu 
machen. 


68. Abgeordneter 
Dr, Warnke 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die vom damaligen 
Bundeskanzler Brandt geäußerte Auffassung, 
daß durch die Streckenstillegungen der Deut- 
schen Bundesbahn und die Schließung mehr als 
der Hälfte aller Stückgutbahnhöfe in der Bun- 
desrepublik Deutschland in den betroffenen 
Gebieten „eine qualitativ höherwertige und 
der spezifischen Siedlungsstruktur angepaßtere 
Verkehrsbedienung erreicht (wird), die den 
Bedürfnissen der Verkehrsnutzer besser Rech- 
nung trägt“? 


Antwort des Staatssekretärs Ruhnau 
vom 13. August 1974 

Die aus den Prämissen gezogene Schlußfolgerung in dem von 
Ihnen zitierten Brief hat auch heute noch Gültigkeit. 


69. Abgeordneter 
Dr. Warnke 

(CDU/CSU) 


Werden den Verkehrsnutzern in den betroffe- 
nen Gebieten durch die beabsichtigte Schlie- 
ßung der Stückgutbahnhöfe mehr Kosten ent- 
stehen, wenn ja, auf wie hoch werden diese 
Mehrkosten von der Bundesregierung ge- 
schätzt? 


Antwort des Staatssekretärs Ruhnau 
vom 13. August 1974 


Eine wesentliche Verbesserung der Wirtschaftlichkeit des Stück- 
gutverkehrs der Deutschen Bundesbahn kann nur erreicht wer- 
den, wenn die Preise sich stärker an den Kosten orientieren. 
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Dies führt in günstigen Relationen zu Verbilligungen, wie es 
jetzt mit dem Stückgut-Städte tarif vorgesehen ist. Darüber hinaus 
wird etwa eintretenden Frachtverteuerungen eine qualitativ 
höherwertige und der spezifischen Siedlungsstruktur angepaß- 
tere Verkehrsbedienung gegenüberstehen, die den Bedürfnissen 
der Verkehrsnutzer besser Rechnung trägt. Eine Quantifizierung 
von Mehrkosten ist bei dem gegenwärtigen Planungsstand der 
Deutschen Bundesbahn noch nicht möglich. 

Im übrigen nehme ich Bezug auf mein Schreiben vom 27. Mai 
1974 _ E 3/26.05.04/120 B 74. 


70. Abgeordneter 
Hoffte 
(FDP) 


Wie ist der aktuelle Stand der Planung einer 
projektierten Trassenführung der Schnellbahn- 
strecke Köln — Groß-Gerau der Deutschen Bun- 
desbahn? 


71. Abgeordneter 
Hoffte 
(FDP) 


Welche Argumente sprechen für eine mögliche 
Alternative einer solchen West-Trasse? 


Antwort des Staatssekretärs Ruhnau 
vom 13. August 1974 


Die Planungsunterlagen für die Neubaustrecke Köln — Groß 
Gerau liegen im Abschnitt Langenfeld — Köln — Niedernhausen 
den Ländern Nordrhein- Westfalen, Rheinland-Pfalz und Hessen 
zur Abstimmung mit den Belangen der Raumordnung vor. Für' die 
Trassierung im Rhein-Main-Gebiet wird zur Findung einer opti- 
malen Trasse unter Einbeziehung der Frage einer Führung über 
den Flughafen Rhein-Main der Bundesminister für Verkehr ein 
Gutachten vergeben. Das Ergebnis ist nicht vor Mitte 1975 zu 
erwarten. 

In den Raumordnungsverfahren haben die betroffenen Gemein- 
den und Gemeindeverbände, öffentliche Planungsträger und 
andere öffentliche Körperschaften Gelegenheit, ihre Bedenken 
gegen die Trassenführung vorzubringen. Es ist nicht ausgeschlos- 
sen, daß als Ergebnis des Raumordnungsverfahrens sich noch 
wesentliche Änderungen in der Trassenführung gegenüber der 
vorgelegten Planung ergeben. 

Eine Zuständigkeit der Bundesregierung in dieser Angelegenheit 
ergibt sich erst, wenn der Bundesminister für Verkehr von der 
Deutschen Bundesbahn zu einer Entscheidung gemäß § 14 oder 
ggf. nach § 36 des Bundesbahngesetzes aufgerufen werden sollte. 


72. Abgeordneter 
Baron 

von Wrangel 
(CDU/CSU) 


Sollte nicht die Annulierung von Posthilfs- 
stellen bzw. Poststellen der Größenordnung II 
im Zonenrandgebiet, unter Berücksichtigung 
der besonderen Lage der dortigen Gemeinden, 
nur in besonders geringem Umfange vorge- 
nommen werden? 


40 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2494 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 5. August 1974 

Die Zahl der Poststellen II im Kreis Herzogtum Lauenburg ist 
in der Zeit vom 1. Januar 1970 bis zum 1. Juli 1974 um zwölf, 
die Zahl der Posthilfsstellen um sieben zurückgegangen. 

Demgegenüber wurde die Zahl der Postämter und der Poststel- 
len I im gleichen Zeitraum um je drei erhöht. Insgesamt ist die 
Zahl der Postanstalten danach von 126 um dreizehn auf 113 ver- 
mindert worden. 

Die Veränderungen folgen der Verkehrsentwicklung in den be- 
troffenen Landorten. Dabei werden auch Änderungen in ddr Be- 
triebsorganisation des Eingangs- und Zustelldienstes als posta- 
lische Folgemaßnahmen nach kommunaler Neugliederung be- 
rücksichtigt. 

Die aufgehobenen Amtsstellen lagen in Landorten oder Orts- 
teilen von 40 bis höchstens rd. 600 Einwohnern. Beschwerden 
sind von der Bevölkerung dieser Landorte nicht bekannt ge- 
worden. 


73. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 
(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung es für vertretbar, 
daß Gemeinden von einer Größe von ca. 800 
Einwohnern nicht über eine Poststelle II ver- 
fügen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 5. August 1974 « 

Entscheidendes Kriterium für den Betrieb von Postanstalten in 
Landgemeinden ist nicht die Einwohnerzahl, sondern das Post- 
aufkommen. Im allgemeinen ist der Verkehrsanfall in Landorten 
mit etwa 800 Einwohnern so groß, daß eine Postanstalt gerecht- 
fertigt und vorhanden ist. 

Wirtschaftliche Überlegungen zwingen allerdings dazu, auch in 
diesen Gemeinden Postanstalten aufzuheben, wenn ihr Geschäfts- 
umfang den Einsatz der notwendigen Mittel und des Personals 
nicht rechtfertigen. 

Im Landkreis Herzogtum Lauenburg sind Postanstalten in allen 
Gemeinden mit etwa 800 Einwohnern vorhanden. 


74. Abgeordneter 
Baron 

von Wrangel 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Deutsche Bundespost im 
Kreis Herzogtum Lauenburg in größerem Um- 
fang Poststellen II annuliert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 5. August 1974 

Auch im Zonenrandgebiet können Postanstalten nicht weiterge- 
führt werden, wenn die geringe Inanspruchnahme durch die Be- 
völkerung zeigt, daß sie für die Postversorgung nicht erforder- 
lich und daher unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten nicht zu 
vertreten sind. ' 
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Die Postversorgung wird ohne Nachteile für die wirtschaftliche 
und strukturelle Entwicklung der im Zonenrandgebiet gelegenen 
Landorte ohne Postanstalt durch motorisierte Landzusteller oder 
durch Postanstalten in nahe gelegenen Nachbarorten sicherge- 
stellt. 


75. Abgeordneter 
Dr. Böhme 
(Freiburg) 
(SPD) 


Ist beabsichtigt, bei Änderungen von Gemein- 
degrenzen (wie zum Beispiel durch die Kreis- 
reform in Baden-Württemberg) auch die Orts- 
netzbereiche des öffentlichen Fernsprechnetzes 
entsprechend zu ändern oder wird erwogen, 
den nicht an das Ortsnetz angeschlossenen 
eingemeindeten Vororten einen Gebührenab- 
schlag gutzuschreiben, so wie derzeit auch l®/o 
für Fehlverbindungen bzw. Abrechnungsfehler 
von den Gebührenrechnungen abgesetzt wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 9. August 1974 

Die Forderung, die Ortsnetzbereiche des öffentlichen Fernsprech- 
netzes den kommunalen Neugliederungen anzupassen, ist in 
der Öffentlichkeit schon wiederholt erhoben worden. Sie ist 
jedoch — so verständlich sie auf den ersten Blick erscheint — 
leider schon aus praktischen Gründen nicht erfüllbar, weil die 
Leitungen des Fernsprechnetzes in der Erde fest verlegt und auf 
bestimmte Zentralpunkte, die Vermittlungsstellen, ausgerichtet 
sind. Wollte man das bestehende, in jahrzehntelanger Entwick- 
lung entstandene Kabelnetz, das zur Zeit bei der Deutschen 
Bundespost mit rd. dreizehn Milliarden DM als Anlagevermögen 
zu Buche steht, allgemein umstrukturieren, so wären unüberseh- 
bare Investitionsanstrengungen nötig, die sich zwangsläufig 
auch in der Höhe der Fernsprechgebühren niederschlagen müß- 
ten. Ein solcher Effekt liegt weder im Interesse der Deutschen 
Bundespost, noch in dem der Fernsprechteilnehmer. Das öffent- 
liche Fernsprechnetz wird zwar entsprechend der fortschreitenden 
Besiedlung weiter ausgebaut, wobei neben den technischen, 
wirtschaftlichen imd tariflichen Gesichtspunkten nach Möglich- 
keit auch die örtliche Entwicklung des betreffenden Gebietes 
berücksichtigt wird, aber es kann in seiner Struktur und Gliede- 
rung nicht beliebig geändert werden. 

Nicht zuletzt wegen der Schwierigkeiten, die eine allgemeine 
Umstrukturierung des Fernmeldenetzes verhindern, ist am 
1. Juli 1971 die Einführung eines neuen, großraumorientierten 
Gesprächstarifs — des Nahverkehrstarifs — beschlossen worden, 
durch den die Tarif grenzen von den Ortsnetzgrenzen gelöst und 
die Bereiche, in denen die Ortsgebühr gilt (Nahverkehrsbereiche), 
von derzeit etwa 70 qkm auf künftig etwa 2000 qkm erweitert 
werden. Der Nahverkehrsbereich wird sich auf alle umliegenden, 
bis zu 25 km entfernten Ortsnetze erstrecken. Jedes einzelne 
Ortsnetz ist Zentrum eines solchen Nahverkehrsbereichs. Des- 
halb können von jedem Ortsnetz aus im Durchschnitt 30 andere 
Ortsnetze zur Nahgesprächsgebühr erreicht werden. 

Die Umstellung auf den neuen Tarif kann wegen der umfang- 
reichen technischen Vorbereitungen nicht kurzfristig vorgenom- 
men werden. Die Deutsche Bundespost wird jedoch alles tun, um 
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die Voraussetzungen für die Einführung dieses Tarifs zu schaf- 
fen. Hierfür müssen ganz erhebliche Beträge aufgewendet wer- 
den; die Investitionen werden insgesamt mehrere Milliarden DM 
betragen. Es verbietet sich daher aus wirtschaftlichen Gründen, 
den von einer kommunalen Neugliederung betroffenen Teilneh- 
mern schon vorab eine Ermäßigung ihrer Fernsprechgebühren 
zu gewähren. Die Folge wäre nämlich eine erhebliche Verminde- 
rung der Gebühreneinnahmen, die wiederum zwangsläufig zu 
weiteren Investitionskürzungen führen und die Einführung: der 
geplanten Nahverkehrsbereiche verzögern würde. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


76. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


Welche konkreten Maßnahmen bzw. Konse- 
quenzen beabsichtigt die Bundesregierung ge- 
gen die offensichtlich vertragswidrige Absicht 
Ost-Berlins, „die Durchreise von Mitarbeitern 
des Bundesamtes für Umweltschutz sowie die 
Beförderung von entsprechendem Eigentum 
und entsprechenden Dokumentationen" auf 
den Transitwegen nach West-Berlin zu verbie- 
ten, und sieht die Bundesregierung eine reali- 
stische Möglichkeit, bei einer tatsächlichen 
Sperre der Verbindungswege die Arbeitsfähig- 
keit des Umweltschutzamtes zu garantieren? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Morgenstern 
vom 8. August 1974 

Die Bundesregierung hat ihren Standpunkt zu den von der Regie- 
rung der DDR angekündigten und später eingeleiteten Maßnah- 
men wiederholt — zuletzt durch die Erklärung vom 7. August 
1974 — deutlich gemacht. Der Leiter der Ständigen Vertretung 
der Bundesrepublik Deutschland in Ostberlin hat zweimal bei 
der Regierung der DDR Demarchen unternommen imd mit Nach- 
druck die Beendigung der vertragswidrigen Behinderungen auf 
den Transitwegen gefordert 

Der Leiter der Delegation der Bundesrepublik Deutschland in der 
Transitkommission hat in drei Fernschreiben den Leiter der 
Delegation der DDR auf die Notwendigkeit der sofortigen Ein- 
stellung aller Behinderungen hingewiesen und eine Sondersit- 
zung der Kommission verlangt. 

Die Bundesregierung hat in ihrer Sitzung vom 7. August 1974 
die Lage auf den Transitwegen nach der Sitzung der Transitkom- 
mission vom 6. August 1974 eingehend beraten. Zur Frage der 
weiteren Behandlung der Angelegenheit wird die Bundesregie- 
rung mit den Regierungen der drei Signatarstaaten des Berlin- 
Abkommens Fühlung aufnehmen. 

Die Bundesregierung hält es nicht für zweckmäßigi sich im jetzi- 
gen Zeitpunkt zur Frage eventueller Maßnahmen bzw. Konse- 
quenzen zu äußern. 
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Das Transitabkommen zwischen den beiden deutschen Staaten 
ist Teil des Abkommens der Viermächte vom 3. September 1971. 
Mit den drei Mächten steht die Bundesregierung auf dem Stand- 
punkt, daß die Sowjetunion in diesem Abkommen die Verant- 
wortung für den freien Zugang nach Berlin (West) übernommen 
hat. 

Alle Schritte, die im Zusammenhang mit Streitfragen über dieses 
Abkommen unternommen werden, fallen unter die Verantwor- 
tung der drei Mächte, mit denen die Bundesregierung in einem 
engen Kontakt steht. 

Die Arbeitsfähigkeit des Umweltbundesamtes wird in jedem Fall 
voll gewährleistet sein. 


77. Abgeordneter Wie läßt sich die Aussage von Bundesminister 
Engelsberger Bahr nach Abschluß des Verkehrsvertrages, 

(CDU/CSU) „wir haben eine feste Rechtsgrundlage für den 

Berlin- Verkehr", in Einklang bringen mit den 
derzeitigen Absichtserklärungen aus Moskau 
und Ost-Berlin, Mitarbeitern des Umwelt- 
schutzamtes die Reise auf den Transitwegen 
nach West-Berlin zu verweigern, und auf wel- 
che rechtliche Motivation gründen nach An- 
sicht der Bundesregierung die östlichen Ver- 
tragspartner diese angedrohte Durchgangs- 
sperre? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Morgenstern 
vom 8. August 1974 

Die Erklärungen, die die Bundesregierung zur Rechtslage zu den 
Ankündigungen der DDR und den darauf folgenden rechtswidri- 
gen Behinderungen auf den Transitwegen nach der Kabinetts- 
sitzung vom 31. Juli 1974 abgegeben hat, stehen mit der Fest- 
stellung Bundesminister Bahrs in vollem Einklang. 

Auf die Frage, auf welche rechtliche Motivation die östlichen 
Vertragspartner deren Maßnahmen gründen, kann die Bundes- 
regierung nicht mehr sagen, als das, was die Regierung der 
Sowjetunion und die Regierung der DDR in ihren am 21. Juli 
1974 veröffentlichten Erklärungen selbst dargestellt haben. 


78. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Dr. Probst trotz Grundvertrag die Haltung der Regierung 

(CDU/CSU) der „DDR" z. B. zum Thema Umweltschutzamt, 

ein Klima erzeugt, welches sonst nur zwischen 
verfeindeten Regierungen und Staaten vor- 
herrscht, und warum verschweigt sie dies ge- 
gebenenfalls dem deutschen Volke immer 
noch? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Morgenstern 
vom 8. August 1974 

Die Bundesregierung hat seit Ankündigung der Behinderung der 
DDR-Organe auf den Transitwegen keinen Hehl daraus gemacht, 
daß ein solches Verhalten das Bemühen um eine Normalisierung 
der Beziehungen und die Anstrengungen für eine Entspannung 
in Europa ernsthaft belastet. Sie weist die Unterstellung, daß 
sie diese ihre Auffassung in der Öffentlichkeit verschwiegen hat, 
entschieden zurück. 
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79. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Wie lange will die Bundesregierung noch „ge- 
räuschlos" Bölling) die ungesetzlichen Attak- 
ken der „DDR" gegen die Errichtung des Bun- 
desamtes für Umweltschutz hinnehmen und 
welche wirtschaftlichen und finanziell wirksa- 
men Gegenmaßnahmen sind vorgesehen für 
den Fall, daß die „DDR" -Propaganda nicht ein- 
gestellt wird, bzw. wie lange wird vor der 
deutschen Öffentlichkeit noch von Entspan- 
nung gesprochen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Morgenstern 
vom 8. August 1974 

Die Bundesregierung verweist auf ihre Antworten auf die gleich- 
zeitig gestellten Fragen der Abgeordneten Engelsberger und 
Dr. Probst (siehe Seiten 43, 44). 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


80. Abgeordneter 
Pfeifer 
(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung angesichts 
der steigenden Konkurszahlen und Betriebs- 
stillegungen, vor allem für Betriebe mittlerer 
Größe, die in Existenzschwierigkeiten geraten 
und zugleich in größerem Umfange Ausbil- 
dungsplätze bereitstellen, ein besonderes Hilfs- 
programm zu entwickeln, um ein weiteres Ab- 
sinken der Zahl der betrieblichen Ausbildungs- 
plätze zu verhindern und den in diesen Betrie- 
ben in Ausbildung stehenden Jugendlichen 
ihre Ausbildungsplätze zu erhalten? 


81. Abgeordneter Falls die Frage 80 verneint wird, hält die 
Pfeifer Bundesregierung es für möglich, daß die Bun- 

(CDU/CSU) desanstalt für Arbeit ein solches Hilfspro- 

gramm entwickelt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Glotz 
vom 15. August 1974 

Im ersten Vierteljahr 1974 sind bei 1263 Unternehmen und frei- 
beruflich Tätigen Konkursverfahren beantragt worden. Wie \^eit 
dadurch kleine und mittlere Betriebe oder Ausbildungsplätze 
betroffen sind, wird statistisch nicht erfaßt. Es kann jedoch davon 
ausgegangen werden, daß sich die Zahl der dadurch verloren- 
gehenden Ausbildungsplätze in sehr engen Grenzen hält. Dabei 
ist zu berücksichtigen, daß von den o. g. 1263 Unternehm.en und 
freiberuflich Tätigen 184 Einzelhandelsunternehmen und 261 
Unternehmen und freie Berufe aus dem Bereich Dienstleistungen 
sind, daß sich in der Gesamtzahl 175 Handwerksunternehmen 
befinden und daß überhaupt nur ein kleinerer Teil aller Betriebe 
ausbildet. Es ist Aufgabe der Berufsberatung der örtlichen Ar- 
beitsämter, sich besonders der Auszubildenden anzunehmen, die 
ihren Ausbildungsplatz in einem in Konkurs gegangenen Betrieb 
verlieren und in ein anderes Ausbildungsverhältnis vermittelt 
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werden wollen. Bisher haben die Arbeitsämter die Weiterver- 
mittlung der Auszubildenden aus in Konkurs gegangenen Be- 
trieben zufriedenstellend durchgeführt. 

Es wird darauf ankcünmen, durch die allgemeine Wirtschaftspoli- 
tik unerwünschte stukturelle Einbrüche zu verhindern. Die Bun- 
desregierung wird die Entwicklung in den nächsten Monaten 
sorgfältig beobachten. Ihre Konjunkturpolitik ist in der Grund- 
linie darauf ausgerichtet, die Ausgangslage für den Übergang zu 
einem allmählichen Konjunkturanstieg zu verbessern. Sie muß 
sich hierbei im Rahmen der gesamtwirtschaftlichen Erfordernisse 
und finanzpolitischen Möglichkeiten halten. Vor allem dürfen 
keine neuen Preiserhöhungsspielräume geschaffen werden. 

Die Bundesregierung untersucht z. Z. auch, welche Möglichkeiten 
bestehen, durch finanzielle Hilfen Ausbildungsplätze zu erhalten 
und neu zu schaffen. 

Die Bundesregierung beobachtet außerdem die weitere Entwick- 
lung des betrieblichen Ausbildungsplatzangebotes und unter- 
nimmt im Rahmen ihrer bildungspolitischen Möglichkeiten alle 
Anstrengungen um sicherzustellen, daß den Jugendlichen eine 
ausreichende Zahl von Ausbildungsplätzen zur Verfügung steht. 
So hat sie erneute Gespräche mit allen an der Berufsbildung be- 
teiligten Gruppen geführt und dabei die Zusage erhalten, daß sich 
die maßgeblichen Verbände an die Betriebe wenden werden, um 
die Ausbildungsbereitschaft aufrechtzuerhalten. Die Bundesre- 
gierung hat sich außerdem für die Sicherung der Ausbildungs- 
plätze im öffentlichen Bereich eingesetzt. Weitere Maßnahmen 
auch im Sinne der Entschließung des Bundesausschusses für 
Berufsbildung vom 26. März 1974 wurden durchgeführt, wie die 
Fristverlängerung für den Ausbildereignungsnachweis und eine 
zusätzliche Erleichterung für bereits bewährte Ausbilder sowie 
der Hinweis auf die Möglichkeiten einer flexiblen Handhabung 
der Ausbildungsordnungen bei der zeitlichen Gliederung der 
Ausbildung durch die Betriebe. 

Die Bundesregierung unterstützt auch alle Maßnahmen der Bun- 
desanstalt für Arbeit, die ein ausreichendes Angebot an Aus- 
bildungsstellen sicherstellen sollen. Dazu gehören eine gezielte 
Werbung geeigneter Ausbildungsstellen, die Ausschöpfung der 
Möglichkeiten des Vermittlungsausgleichs, der zügige Ausbau 
der Berufsberatung sowie die Durchführung von Maßnahmen 
für alle noch nicht berufsreifen und behinderten Jugendlichen, 
um ihnen eine Berufsausbildung zu erschließen oder sie beruf- 
lich einzughedern. 


82. Abgeordneter 
Dr. Dübber 
(SPD) 


Hält es die Bundesregierung angesichts des 
Vorrangs, der dem öffentlichen Nahverkehr 
zukommt und vor der Tatsache, daß z. B. Stu- 
dentenwohnheime fehlen, für angebracht, daß 
die Freie Universität in Berlin-Dahlem, Thiel- 
allee sowie Königin-Luise-Straße zwei Park- 
hochhäuser für zusammen 9 Millionen DM 
bauen will, an denen sich der Bund nach § 12 
des Hochschulbauförderungsgesetzes mit 50Vo 
beteiligen muß? 


83. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, diese beiden 
Dr. Dübber Vorhaben aus dem Dritten Rahmenplan für den 

(SPD) Hochschulbau wieder zu streichen? 
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.Antwort des Parlamentarisdien Staatssekretärs Dr. Glotz 
vom 12 . August 1974 

Die geplanten zwei Parkhäuser für die Freie Universität Berlin 
in der Thiel allee für Gesamtkosten von 5 Millionen DM und in 
der Königin-Luise-Straße für Gesamtkosten von 4 Millionen DM 
sind vom Planungsausschuß für den Hochsthulbau auf Antrag 
des Leindes Berlin im Vorjahr init Baubeginn 1977 in den 3. Rah- 
menplan für den Hochschu^bau aufgenommen worden. Die Not- 
wendigkeit beider Vorhaben, deren Aufnahme in den Rahmen- 
plan auch vom Wissenschaftsrat empfohlen wurde, ist in der 
Arbeitsgruppe Rahinenplan des Planungsausschusses für den 
Hochschulbau eingehend geprüft worden, bevor die Bundesver-. 
treter im Planungsausschuß der Aufnahme zugestimmt haben. 

Die Stellplätze für Kraftfahrzeuge werden von der Bauaufsicht 
audi für Universitätsbauten gefordert. Rechtsgrundlage für die 
Forderung der Bauaufsicht ist § 67 der Bauordnung von Berlin 
vom 29. Juli 1966’4. d. F. vom 13. Februar 1971 (GVßl. Berlin 
S. 457) in Verbindung mit den dazu ergangenen Ausführungsvor- 
schriften vom 2. Juli 1974. Aufwendungen für die Bereitstellung 
von Parkplätzen gehören demnach zu den notwendigen Kosten 
auch von Hochschulbauten. 

Die Prüfung hat ergeben, daß es zweckmäßig ist, für einige vom 
Bund mitfinanzierte Institutsbauten die erforderlichen Stellflä- 
chen für Kraftfahrzeuge zu zentralen Parkhäusern bereitzustellen, 
um möglichst wenig Baugelände dafür in Anspruch nehmen zu 
müssen. 

Ich bin mit Ihnen der Ansicht, daß der öffentliche Nahverkehr 
Förderung verdient. Wir können aber nicht gerade im Hocbschul- 
bau die Befreiung von öffentlichen Auflagen beantragen, die im 
Interesse des allgemeinen öffentlichen Verkehrs gemacht werden. 
Auch hätte dies kaum Aussicht auf Erfolg, da durch das Fehlen 
von Einstellplätzen nach allen Erfahrungen noch kein ausreichen- 
der Druck zur Nutzung von öffentlichen Nahverkehrsmittteln 
ausgeübt wird. Der Handlungssjpielraiun für die Bimdesvertreter 
im Planungsausschuß ist daher sehr eingeengt, auch wenn ich 
bedauere, daß nicht unerhebliche Mittel für die Schaffung von 
Parkmöglichkeiten eingesetzt werden müssen. 

Die Bundesregierung sieht sich aus diesen Gründen nicht in der 
Lage, für eine Streichung der beiden Parkhäuser im Rahmenplan 
einzutreten, zumal auch in anderen Ländern die nach Landes- 
recht geforderten Parkflächen in die Rahmenpläne einbezogen 
werden. 


84. Abgeordneter In welcher Weise hat sich die Zahl der Aus- 
Immer bildungsplätze im Verhältnis zur Zahl der 

(SPD) Anwärter auf die Ausbildungsplätze, insbe- 

sondere in wirtschaftsschwachen, ländlichen 
Räumen entwickelt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Glotz 
vom 15 . August 1974 

Wie in der Antwort des Bundesministeriums für Bildung und 
Wissenschaft auf die Kleine Anfrage der Fraktionen der SPD und 
FDP vom 6. Juni 1974 (Drucksache 7/2184) bereits dargelegt 
wurde, liegen vollständige Statistiken über das Angebot an be- 
trieblichen Ausbildungsplätzen und über die jährlich abgeschlos- 
senen Ausbildungs Verträge nicht vor. 
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Als statistisdie Unterlage über die Zahl der Ausbildungsplätze 
steht zur Zeit nur die Benifsberatungsstatistik der Arbeitsver- 
wältung zur Verfügung. Das betriebliche Ausbildungsplatzange- 
bot wird durdi diese Angaben jedoch nicht vollständig erfaßt, 
zumal der Einschaltungsgrad der Arbeitsämter bei der Aus^il- 
dungsstellenvermittlung seit 1970 stetig — von über 80®/« auf 
rd. 60*/o — zurückgegangen ist. Diese Informationen können da- 
her nur für Tendenzaussagen Verwendung finden. Ihre Aussage- 
kraft für die tatsächliche Angebptssituation für betriebliche Aus- 
bildungsplätze ist beschränkt. 

Zwischen 1970 imd 1973 registrierte die Bundesanstalt für Arbeit 
einen Rückgang der Ausbildungsstellen von 646 000 auf ^71 000. 
Bezogen auf je 1000 Schulabgänger ging das Angebot von 906 
auf 531 zurück. Von einem starken Rückgang sind nur im gerin- 
gen Maße wirtschaftsschwache Gebiete betroffen (wirtschafts- 
schwache Regionen werden nach der Abgrenzung der Förderge- 
biete entsprechend dem 3. Rahmenplan der Gemeinsdiaftsauf- 
gabe «Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" defi- 
niert). . 

Zur Veranschaulichung (siehe Anlage S. 49) wurden jeweils die 
20 Arbeitsamtsbezirke mit dem stärksten bzw. schwächsten Rück- 
gang an angebotenen Ausbildungsstellen je 1000 Schulabgänger 
von 1970 auf 1973 zusammengestellt. Für diese Verhältniszahlen 
zwischen Angebot und Nachfrage gelten auf Grund der Lücken 
der Berufsberatungsstatistik die gleichen Einschränkungen hin- 
sichtlich ihrer Aussage wie oben. Es ist festzustellen: Die Ar- 
beitsamtsbezirke mit besonders starkem Rückgang an angebo- 
tenen Ausbildungsplätzen je 1000 Schulabgänger liegen mehr- 
heitlich nicht in Fördergebieten. Demgegenüber lag bereits 1970 
in den Bezirken, die den geringsten Rückgang zu verzeichnen 
haben, das Angebot an Ausbildungsplätzen — von Ausnahmen 
abgesehen — erhetüich unter dem Bundesdurchschnitt. Diese Be- 
zirke liegen mehrheitlich in den Fördergebieten nach der Ge- 
meinschaftsaufgabe. 

Man kann generell sagen, daß von dem Rückgang des Lehrstel- 
lenangebots seit 1970 vor allem Ballungsgebiete und nicht wirt- 
schaftsschwache Regionen betroffen sind. Dies hängt z. T. mit dem 
starken Rückgang der Ausbildungsplätze in kaufmännischen Be- 
rufen zusammen. 

Nach bisher vorliegenden Meldungen, so auch nach den vorläufi- 
gen Zahlen der Berufsberatungsstatistik, hat sich bundesweit im 
Jahr 1974 das Angebot an Ausbildungsplätzen im Vergleich zum 
Vorjahr nicht verschlechtert, wenngleich in einzelnen Regionen 
erhebliche Rückgänge zu verzeichnen sind. 


85. Abgeordneter Inwieweit treffen die Feststellungen aus den 
Immer Landkreisen Neuwied und Altenkirchen auch 

(SPD) auf andere Räume des Bundesgebietes zu, die 

ergeben haben, daß insbesondere in den wirt- 
schaftlich schwach strukturierten Gebieten in- 
folge eines Rüdeganges insbesondere der qua- 
lifizierten Arbeitsplätze, die Zahl der Lehr- 
stellen erheblich geringer ist, als in den indu- 
striell-gewerblichen Ballungsräumen? 

Antwort des Parlamentarlsdien Staatsseluretlrs Dr. Glotz 
vom 15. August 1974 

Nach den Unterlagen der Berufsberatungsstatistik des Arbeits- 
amtsbezirkes Neuwied, der die von Ihnen erwähnten Land- 
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(Anlage zur Antwort auf Frage 84) 



Arbeitsamtsbezirk 

För- 

der- 

ge- 

biet 

Angebote 
je 10 
1969/1970 

ne Ausbildu 
00 Schulabge 
! 1972/1973 

ngsstellen 

inger 

Ver- 
änderung 
1973/1970 
1970 = 100 

Index der 
angebo- 
tenen 

1 Stellen 
1973/1970 
1970 = 100 

Arbedtsamtsbezirke mit 

1. Coesfeld 

X 

754 

171 

22,7 

29,6 

starkem Rückgang der 

2. Hanau 


959 

331 

34,5 

44,1 

angebotenen Ausbildungs- 

3. Frankfurt 


1594 

557 

34,9 

31,5 

stellen je 1000 Schul- 







abgänger 

4. Recklinghaus« 

X 

897 

314 

35,0 

38,2 


5, Donauwörth 

X 

913 

350 

38,3 

42,8 


6. Darmstadt 


1124 

443 

39,4 

37,5 


7. Saarbrücken 

X 

1066 

440 

41,3 

37,3 


8. Heide 

X 

815 

344 

42,2 

38,7 


9. Düren 


873 

372 

42,6 

50,0 


10. Brühl 


521 

230 

44,1 

43,9 


11. Herford 


972 

434 

44,7 

51,6 


12. Ahlen 


862 

390 

45,2 

48,3 


13. München 


967 

439 

45,4 

45,0 


14. Ingolstadt 


1155 

525 

45,5 

54,0 


15. Hamburg 


1437 

661 

46,0 

38,5 


16. Ludwigshafen 


1175 

548 

46,6 

67,1 


17. Bielefeld 


1250 

582 

46,6 

51,5 


18. Karlsruhe 


959 

454 

47,3 

44,1 


19. Oberhausen 


1014 

482 

47,5 

46,9 


20. Neuwied 

X 

615 

294 

47,8 

43,3 


Bundesgebiet 

■ 

906 

531 

58,6 

57,5 

Arbeitsamtsbezirke mit 

1. Lörrach 


341 

380 

111,4 

115,5 

schwächerem Rückgang der 

2. Lüneburg 

X 

846 

864 

102,1 

102,2 

angebotenen Ausbildungs- 

3. NcJrdhorn 

X 

603 

586 

97,2 

101,7 

stellen je 1000 Schul- 







abgänger 

4. Osnabrück 

X 

701 

656 

93,6 

85,0 


5. Fulda 

X 

1009 

895 

88,7 

81,4 


6. Uelzen 

X 

913 

800 

87,6 

77,2 


7. Wiesbaden 


879 

762 

86,7 

63,8 


8. Vechta 

X 

651 

562 

86,3 

81,1 


9. Bad Oldesloe 

X 

631 

538 

85,3 

88,4 


10. Bamberg 

X 

778 

653 

83,9 

77,6 


11. Pforzheim 


1183 

977 

82,6 

59,1 


12. Koblenz 


651 

538 

82,6 

68,7 


13. Trier 

X 

539 

432 

80,1 

71,5 


14. Konstanz 


569 

454 

79,8 

72,7 


15. Dortmund 


779 

621 

79,7 

66,0 

- 

16. Freiburg 

X 

703 

550 

78,2 

71,8 


17. Rottweil 


890 

692 

77,8 

65,2* 


18. Weißenburg 

X 

735 

564 

76,7 

74,4 


19. Nagold 


677 

515 

76,1 

71,7 


20. Weilheim 

X 1 

818 

612 

74,8 

79,8 
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kreise Neuwied und Altenkirdien umfaßt, hat sicti das Lehr- 
stellenangebot zwischen 1970 und 1973 nur geringfügig ungün- 
stiger entwickelt als im Bundesgebiet. 

Im Jahr 1974 ist im Vergleich zum Vorjahr das Lehrstellen- 
angebot sogar beträchtlich gestiegen. Die Entwicklung ist dabei 
im ganzen Arbeitsamtsbzirk, also in beiden Landkreisen, recht 
ausgewogen. Das trifft im übrigen auch für die Arbeitsmarkt- 
entwicklung in diesem Bezirk insgesamt zu. 

Es läßt sich hier wie auch im ganzen Bundesgebiet nicht belegen, 
daß insbesondere die Zahl der qualifizierten Arbeitsplätze zu- 
rückgegangen ist. Erhebungen der Bundesanstalt für Arbeit zur 
Struktur der Arbeitslosigkeit (Ende Mai 1974) zeigen, daß im 
Zuge der konjunkturellen Abschwächung vor allem ungelernte 
Arbeitnehmer arbeitslos wurden. So waren von den Arbeitslosen 
insgesamt 56,9Vo, bei den Männern 50,8®/o, bei den Frauen 63,6®/o 
ohne Berufsausbildung. Danach sind vor allem wenig qualifizierte 
Arbeitsplätze entfallen. 

Die Ergebnisse unterscheiden sich in den einzelnen Regionen 
der Bundesrpublik Deutschland. Aus den erwähnten Gründen 
wäre es jedoch nidit angebracht, aus der Situation im Arbeits- 
amtsbezirk Neuwied Rückschlüsse auf die Arbeitsmarktlage und 
das Lehrstellenangebot in wirtschaftlich schwach strukturierten 
Räumen ziehen zu wollen. 


86. Abgeordneter Inwieweit, ist die Bundesregierung in der Lage 
Immer und bereit, Betriebe, die im Rahmen der regio- 

(SPD) nalen Förd^rungsprogramme oder aus Mitteln 

des ERP-Sorldervermögens gefördert wurden, 
zu veranlassen, Ausbildungsplätze zur Verfü- 
gung zu stellen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Glotz 
vom 15. August 1974 

Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio- 
nalen Wirtschaftsstruktur" wird die Errichtung neuer Betriebe 
und die Erweiterung bestehender Betriebe unter der Voraus- 
setzung gefördert, daß neue Arbeitsplätze geschaffen werden. 
Dies gilt auch für das ERP-Regionalprogramm. Auch in anderen 
ERP-Programmen werden Betriebsgründungen gefördert, so zur 
Existenzgründung durch Nachwuchskräfte und zur Schaffung von 
Betrieben in neuen Gewerbegebieten oder Wohnsiedlungen. Es 
kann unterstellt werden, daß im Zusammenhang mit diesen 
Maßnahmen auch neue Ausbildungsplätze geschaffen werden. 
Eine Statistik hierüber gibt es allerdings nicht. 

Die genannten Maßnahmen sowie die übrigen ERP-Programme 
haben ihre eigenen spezifischen stukturpolitischen Zielrich- 
tungen, wie z. B. die Förderung Struktur sch wacher Gebiete, 
von Existenzgründungen im Mittelstand, von Flüchtlingen und 
Kriegssachgeschädigten, von Produktionsumsteilungen im Rah- 
men eines nachhaltigen Strukturwandels bestimmter Wirtschafts- 
bereiche. Im Interesse einer effizienten Förderung dieser Schwer- 
punktaufgaben empfiehlt es sich nicht, diese von anderen Förde- 
rungszwecken abhängig zu machen. 

Die Bundesregierung wird prüfen, ob in geeigneten Fällen im 
Rahmen dieser Programme die Schaffung neuer betrieblicher 
Ausbildungsplätze gefördert werden kann. 
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87. Abgeordneter 
Biechele 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den an der 
Fachhochschule München neu geschaffenen 
Studiengang, der zur Ausbildung eines gradu- 
ierten Ingenieurs für physikalische Chemie mit 
Schwerpunkt Umwelt — Technologie führt, und 
gibt es an anderen Hochschulen der Bundes- 
republik Deutschland vergleichbare Möglich- 
keiten, die Fachrichtung „Umwelt-Ingenieur" 
zu studieren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Glotz 
vom 8. August 1974 

Die Einführung und inhaltliche Ausgestaltung neuer Studien- 
gänge mit Hochschulabschluß fällt im wesentlichen in den Ver- 
antwortungsbereich der Länder und Hochschulen. 

Grundsätzlich begrüßt die Bundesregierung jede Möglichkeit 
zur Erweiterung des Angebotes von Ausbildungsmöglichkeiten 
im Bereich des Umweltschutzes an den Hochschulen, insbeson- 
dere auch solcher, die fachübergreifend naturwissenschaftlich- 
biologische und technische Komponenten miteinbeziehen. Aller- 
dings geht es hier wegen der Komplexität der Umweltprobleme 
weniger um die Einrichtung Von grundständigen Studiengängen 
in diesem Bereich als vielmehr um die Einrichtung von besonde- 
ren Studienschwerpunkten sowie von Zusatz- oder Egänzungs- 
studien als den geeigneten Weg, den erkennbaren gesellschaft- 
lichen Bedarf an entsprechend ausgebildeten Fachkräften zu be- 
friedigen. 

Der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung liegt ein 
Antrag auf Förderung des an der Fachhochschule München neu 
geschaffenen Studiengangs „Physikalische Chemie mit Schwer- 
punkt Umwelttechnologie" als Modellversuch gemäß Artikel 
91 b G vor. über eine Beurteilung des Vorhabens werden die 
zuständigen Gremien der Bund-Länder-Kommission für Bildungs- 
planung voraussichtlich noch in diesem Jahr entscheiden. Ich 
bitte um Verständnis, daß ich dem Ergebnis des zwischen Bund 
und Ländern hierfür vorgesehenen Beurteilungsverfahrens nicht 
vorgreifen möchte. 

Um die Verwirklichung von Studienangeboten in unterschied- 
lichen Formen im Bereich des Umweltschutzes bemühen sich 
zur Zeit eine Reihe von Hochschulen. Im Zusammenhang mit 
dreijährigen Studiengängen sind neben der Fachhochschule Mün- 
chen u. a. folgende Einrichtungen zu nennen: Fachhochschule des 
Landes Rheinland-Pfalz — Abteilung Bingen, Hochschule für 
Technik Bremen — Abteilung Bemerhaven, Fachhochschule Eßlin- 
gen, Fachhochschule Gießen, Fachhochschule Hamburg-Bergedorf, 
Fachhochschule Lübeck, Gesamthochschule Kassel, Gesamthoch- 
schulregion Konstanz-Oberschwaben, Fachhochschule Münster — 
Abteilung Bur gsteinfurt. 

An der Förderung der Vorhaben in Kassel und in der Gesamt- 
hochschulregion Konstanz-Oberschwaben beteiligt sich der Bund 
bereits mit Mitteln in Höhe von insgesamt rund 440 000 DM, zu 
denen ein Landesanteil in gleicher Höhe kommt. 

Eine Beurteilung des an der Fachhochschule München geplanten 
Studiengangs unter dem Gesichtspunkt der gemeinsamen Bil- 
dungsplanung von Bund und Ländern wird daher berücksichtigen 
müssen, inwieweit hier neue Ansätze in eine Ausbildung für den 
Umweltschutz eingeführt werden. 
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88. Abgeordneter 
Dr. Klein 
(Stolberg) 

(CDU/CSU) 


Wie erklärt und bewertet die Bundesregie- 
rung den Tatbestand, daß im Zwei-Jahres- 
Zeitraum 1972/1973 nur knapp 70®/o der für 
Hochschulbauprojekte ausgewiesenen Mittel 
(nur rund 5,3 Milliarden DM von 7,7 Milliar- 
den DM) verbraucht worden sind, angesichts 
der fortbestehenden erheblichen Zugangsbe- 
schränkungen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Glotz 
vom 14. August 1974 

Die Ausgaben für den Ausbau und Neubau von Hochschulen 
sind mit der Institutionalisierung der Gemeinschaftsaufgabe 
Hochschulbau 1970 erheblich angehoben und danach alljährlich 
gesteigert worden. Bereits während der Laufzeit des 1. Rahmen- 
plans 1972 wurde erkennbar, daß eine weitere Steigerung des 
Ausbautempos nicht nur von der Bereitstellung der erforder- 
lichen Finanzierungsmittel abhängig war. Es wurden Engpässe 
bei der Planung und Baudurchführung sichtbar, deren kurzfristige 
Überwindung nicht ohne Auswirkung auf die Planungsqualität 
geblieben wäre und bei der Durchführung der Bauvorhaben auch 
den Grundsatz der Wirtschaftlichkeit berührt hätte. 

Außerdem zeichnete sich bei einzelnen Fächergruppen bereits 
eine Erreichung der Ausbauziele ab. Daneben muß berücksichtigt 
werden, daß eine weitere Beschleunigung des Ausbaus nur dann 
zu einer Erhöhung der Zahl der Sudienplätze führt, wenn gleich- 
zeitig auch die personellen und sachlichen Voraussetzungen er- 
füllt werden. 

Die Einwirkungsmöglichkeiten des Bundes auf die Baudurchfüh- 
rung sind begrenzt, da nach § 1 1 Abs. 1 des Hochschulbauförde- 
rungsgesetzes die Durchführung des Rahmenplans Aufgabe der 
Länder ist. Die Bundesregierung hat durch rechtzeitige Bereit- 
stellung ihrer Finanzierungsanteile zu Beginn eines jeden Haus- 
haltsjahres im Rahmen ihrer Möglichkeiten Bauverzögerungen 
verhindert. Sie hat darüber hinaus Anregungen für Rationali- 
sierungsmaßnahmen im Hochschulbau gegeben. Es ist schon jetzt 
erkennbar, daß Baukostensteigerungen im Hochschulbau unter 
den allgemeinen Baukostensteigerungen liegen. 


89. Abgeordneter 
Dr. Klein 
(Stolberg) 

(CDU/CSU) 


Wieviel Studienplätze mehr ständen heute zur 
Verfügung, wenn statt der erreichten 1,26 Mil- 
lionen qm Hauptnutzfläche das Planziel von 
1,28 Millionen qm erreicht worden wäre? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Glotz 
vom 14. August 1974 

Mehr Studienplätze stünden heute auch dann nicht zur Verfü- 
gung, wenn 1972 und 1973 statt 1,26 Millionen qm Hauptnutz- 
fläche 1,28 Million qm fertiggestellt worden wären. Die Abwei- 
chung von weniger als 2^/o betrifft überwiegend Flächen, die nicht 
unmittelbar der Lehre und Forschung dienen (z. B. Verwaltungs- 
gebäude, Mensen und Schwesternwohnheime), also die Studien- 
platzkapazität nicht direkt erweitern. Unmittelbar für Lehre und 
Forschung sollten 1972 und 1973 1,16 Millionen qm Hauptnutz- 
fläche geschaffen werden. Unter Einbeziehung von in diesen 
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Jahren fertiggestellten Hochschulbauten, die als Auslaufvorha- 
ben aus früherer Förderung außerhalb der Gemeinschaftsaufgabe 
Hochschulbau vom Bund mitfinanziert wurden, ist dieses Ziel 
mit 1,17 Millionen qm Hauptnutzfläche sogar leicht überschritten 
worden. Hierfür wurden weniger Mittel benötigt als vorgesehen, 
da der Anteil der relativ kostengünstigen geisteswissenschaft- 
lichen Studienplätze überproportional groß war und außerdem 
die mit der gemeinsamen Rahmenplanung erstrebte Baurationa- 
lisierung erste Ergebnisse zeigte. 


90. Abgeordneter Nach welchen Kriterien wählt der Deutsche 
Dr. Stavenhagen Akademische Austauschdienst (DAAD) Bewer- 
(CDU/CSU) ber für Auslandsstipendien aus, und warum 

verweigert der DAAD die Auskunft über die 
Art der Bewertungsmaßstäbe sowie über die 
Zusammensetzung der Auswahlkommission? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Glotz 
vom 14. August 1974 

Für die Auswahlkommission des Deutschen Akademischen 
Austauschdienstes (DAAD) sind zur Verleihung des Stipendiums 
entscheidend 

— die akademische Qualifikation 

— das Studien- bzw. Forschungsvorhaben 

— dessen Vorbereitung und Durchführbarkeit 

— die erforderlichen Sprachkenntnisse. 

Diese Bewertungsmaßstäbe sind auf der Rückseite des Frage- 
bogens, den der Bewerber auszufüllen hat, abgedruckt und wer- 
den auch bereits bei der Ausschreibung mitgeteilt. Die Bewer- 
tungsmaßstäbe sind den Bewerbern also bekannt. 

Die Zusammensetzung der Auswahlkommissionen wird grund- 
sätzlich bekanntgegeben; die Liste der Mitglieder der Auswahl- 
ausschüsse wird veröffentlicht. Der DAAD hat auch auf Anfrage 
nochmals versichert, daß kein Anlaß bestehe, die Auskunft hier- 
über zu verweigern. 


91. Abgeordneter Wie kann es Vorkommen, daß diese Auswahl- 
Dr. Stavenhagen kommission Bewerbern den Vorzug gibt, die 
(CDU/CSU) von den Vorauswahlkommissionen an den 

Universitäten nachrangig nach anderen Bewer- 
bern eingestuft wurden, ohne sich einen per- 
sönlichen Eindruck von den Bewerbern zu ver- 
schaffen, und hält die Bundesregierung dieses 
Verfahren für gerechtfertigt und hinreichend 
transparent? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Glotz 
vom 14. August 1974 

Die Auswahlkommissionen versuchen weitgehend die Prioritäten 
der Vorauswahlausschüsse der Hochschulen zu berücksichtigen. 
Es ist jedoch möglich, daß hiervon abgewichen wird, wenn die 
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Begründung des Studienvorhabens an der ausländischen Hoch- 
schule bzw. im Gastland der Kommission eine andere Reihen- 
folge sinnvoller oder zweckmäßiger erscheinen läßt. Die Frage 
des Studien- oder Forschungsvorhabens spielt in Verbindung mit 
der gewünschten ausländischen Hochschule neben dem Vorliegen 
der Sprachkenntnisse oft eine entscheidende Rolle. Die Begrün- 
dung des Studienvorhabens ist in vielen Fällen auch ohne per- 
sönliche Vorstellung des Bewerbers bewertbar und kann daher 
auch ohne Vorstellung zu einer Änderung der Reihenfolge führen, 
die von den Vorauswahlkommissionen vorgeschlagen wurde. 

Bei allem Bemühen, dem Einzelfall voll gerecht zu werden, muß 
auch die Praktikabilität des Auswahlverfahrens bedacht werden. 
Dies führt dazu, daß nicht alle Bewerber zur persönlichen Vor- 
stellung geladen werden können. Unter Abwägung des Für und 
Wider wird man dieses Verfahren als gerechtfertigt ansehen 
können. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


92. Abgeordneter 
Josten 

(CDU/CSU) 


Wie vereinbart die Bundesregierung die Kür- 
zungen der deutschen Entwicklungshilfelei- 
stungen im Rahmen der mittelfristigen Finanz- 
planung mit ihrer vor dem Deutschen Bundes- 
tag gemachten Zusage, die Kapitalhilfe an 
Jugoslawien beeinträchtige nicht die Entwick- 
lungshilfeleistungen an andere Entwicklungs- 
länder? 


Antwort des Bundesministers Bahr 
vom 14. August 1974 


Die von der Bundesregierung am 4. Juli 1974 beschlossene 
Finanzplanung für die Jahre 1974 bis 1978 erlaubt es, alle gegen- 
über den Entwicklungsländern und den Institutionen für multi- 
laterale Hilfe bisher eingegangenen Verpflichtungen zu erfüllen. 
Kapitalhilfe an Jugoslawien beeinträchtigt die Abwicklung dieser 
Entwicklungshilfezusagen nicht. Der Umfang der Hilfezusagen, 
die in nächster Zeit gemacht werden können, wird trotz der 
Kürzungen über dem Stand der letzten Jahre liegen. 


93. Abgeordneter 
Dr. Hauser 
(Sasbach) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß Bundesminister Bahr „all die 
Länder kennt, in die wir Entwicklungshilfe 
geben" (Bölling, ZDF, 6. Juli 1974), und wann 
hat er all diese Länder kennengelernt? 
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Antwort des Bundesministers Bahr 
vom 14. August 1974 


Idci hatte während meiner früheren Tätigkeit als Journalist, als 
Leiter des Presse- und Informatibnsamtes Berlin, als Leiter des 
Planungsstabes des Auswärtigen Amtes, als Staatssekretär im 
Bundeskanzleramt und als Bundesminister für besondere Auf- 
gaben beim Bundeskanzler Gelegenheit, in zahlreiche Entwick- 
lungsländer Afrikas, Asiens und Lateinamerikas zu reisen und 
Probleme all dieser Länder kennenzulernen. 


94. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(Mündieu) 

(CDU/CSU) 


Billigt die Bundesregierung die in der im Auf- 
trag des Bundesministeriums für wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit von einem Studienkreis 
für Tourismus e. V. herausgegebene Broschüre 
„Reise — Angebote für junge Leute" verwen- 
dete Abkürzung „BRD" für die Bezeichnung 
der Bundesrepublik Deutschland, welche Mittel 
wurden für diese Broschüre aufgewandt, an 
welchen Verteilerkreis wird sie versandt, und 
wer verbirgt sich hinter dem „Studienkreis für 
Tourismus e. V,"? 


Antwort des Bundesministers Bahr 
vom 14. August 1974 


Ich halte mich an die am 31. Mai 1974 von den Regierungschefs 
des Bundes und der Länder getroffene Vereinbarung, die es für 
wünschenswert hält, daß im amtlichen Sprachgebrauch die volle 
Bezeichnung „Bundesrepublik Deutschland" verwendet wird. 
Eine entsprechende Weisung ist an alle Mitarbeiter des Hauses 
ergangen. Auch die Institutionen im nachgeordneten Bereich 
folgen dieser Vereinbarung. 

Im vorliegenden Fall handelt es sich um eine Broschüre des pri- 
vaten „Studienkreises für Tourismus e. V,", dessen Druckvorbe- 
reitungen im übrigen schon vor dem Zeitpunkt dieser Vereinba- 
rung abgeschlossen waren. 

Die Broschüre sollte jungen Leuten, die auf eigene Kosten in 
Entwicklungsländer reisen wollen, entsprechende Möglichkeiten 
aufzeigen. 

Die gesamte Auflage von 10 000 Exemplaren war in 3 Wochen 
vergriffen. 

Die Broschüre wurde außer an Journalisten nur auf Anfragen 
an Jugendliche und Jugendorganisationen abgegeben. Sie hat 
1 1 000 DM gekostet. 

Der Studienkreis für Tourismus gilt in der Bundesrepublik 
Deutschland als eine angesehene Einrichtung der Tourismus- 
forschung und Tourismusförderung. Er wurde am 21. Januar 1961 
anläßlich einer Tagung von Reiseunternehmern, Seelsorgern und 
Wissenschaftlern in Bonn gegründet. Am 19. Oktober 1964 wurde 
er als gemeinnützig anerkannt. Das Aufgabengebiet wird vom 
Studienkreis wie folgt beschrieben: 
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„Der Studienkreis will untersuchend und beratend zur Lösung 
der Freizeit und Urlaubsprobleme unserer Gesellschaft beitragen. 
Dazu gehören vor allem die Fragen der Unterhaltung, der Erho- 
lung, der Bildung und der internationalen Begegnung während 
der Urlaubsreise. 

Dies soll geschehen durch: 

Sammlung von Informationen über Freizeit und Ferien, Anre- 
gung und Förderung sozialwissenschaftlicher Arbeiten, Über- 
setzung theoretischer Erkenntnisse in praktische Folgerungen, 

Gespräche zwischen Fachleuten der verschiedensten Bereiche, 
Beratung von Personen und Unternehmen, die sich mit der 
Reiseberatung und Urlaubsgestaltung befassen, 

Veröffentlichungen über Tagungen zu aktuellen und zentralen 
Themen, 

Mitarbeit bei Bildungskursen für Führungskräfte im Frem- 
denverkehr." 

Vorsitzender des Studienkreises für Tourismus e. V. ist Dekan 
Paul Rieger, Würzburg; Geschäftsführer Dipl.-Psych. Heinz Hahn. 

Ihm gehören zur Zeit u. a. folgende Organisationen als Mitglie- 
der an: 

Deutscher Fremdenverkehrsverband 

Verband Deutscher Kur- und Fremdenverkehrsfachleute 

Deutsche Zentrale für Volksgesundheitspflege 

Institut für Auslandsbeziehungen 

Vereinigung Deutscher Reisejournalisten 

Deutscher Reisebüro-Verband 

Evangelischer Arbeitskreis für Freizeit und Erholung 

Katholische Arbeitsgemeinschaft Urlauberseelsorge 

Deutscher Camping-Club 

Allgemeiner Deutscher Automobil-Club 

Institut für Fremdenverkehrsforschung, Wien 

Nederlands Wetenschappelijk Instituut voor Toerisme, Breda 

Sozialwissenschaftlicher Studienkreis für internationale Pro- 
bleme e. V., Basel. 


Bonn, den 20. August 1974 


